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1 .  Einleitung 

Ende November hat die Europäische Kommission den Jahreswachstumsbericht 201 5 
vorgelegt. Vor dem Hintergrund einer verhaltenen Wachstumsdynamik, einer geringen 
Inflation und einer weiterhin sehr hohen Arbeitslosigkeit in der EU schlägt die Kommission 
eine Investitionsoffensive im Umfang von 31 5 Mrd Euro vor. Für sich alleine genommen, 
kann das 3 1 5  Mrd. Euro schwere Investitionspaket die Wachstumsschwäche in Europa nicht 
lösen, deshalb empfiehlt die Kommission eine Wirtschafts- und Sozialpolitik auf drei Säulen: 

1 . Investitionsimpulse 
2. Strukturreformen 
3. Verantwortungsvolle Haushaltspolitik 

Zur Verbesserung der Abläufe im Europäischen Semester, das sich als wirtschaftspolitisches 
Steuerungsinstrument bewährt hat, hat die Europäische Kommission bereits Ende Februar 
für jedes Mitgliedsland ein umfassendes Analysedokument veröffentlicht, das den 
Hintergrund für die Länderspezifischen Empfehlungen 2 0 1 5  aufbereitet. 
Das vorliegende Nationale Reformprogramm folgt der Struktur der Leitlinien vom Oktober 
201 3  und diskutiert bereits die Kernbotschaften der Länderanalyse der Europäischen 
Kommission vom Februar 2 0 1 5. Dem Nationalen Reformprogramm sind auch 2 Annexe 
angeschlossen, die eine tabellarische Übersicht über die Reformmaßnahmen betreffend die 
Umsetzung der Länderspezifischen Empfehlungen sowie hinsichtlich der Erreichung der 
nationalen Europa 2020-Ziele auf Ebene des Bundes, der Länder, Gemeinden und Städte 
sowie der Sozialpartner geben. 
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2 .  Gesamtwirtschaftliches Umfeld 

Nahere Informationen zum gesamtwirtschaftlIchen Umfeld finden sich Im Österreichischen 
Stabllitatsprogramm 2015 1 

3. Lä nderspezifische Em pfehlunge n  

Österreich hat Im April des vergangenen Jahres das Nationale Reformprogramm und das 
Stabilitatsprogramm an die Europäische KommiSSion ubermlttelt Diese belden DOkumente 
wurden einer umfassenden Bewertung durch die Europalsche KommiSSion unterzogen Auf 
BaSIS dieser Analyse hat die Europäische KommiSSion fur Österreich Insgesamt 
5 Landerspezlfische Empfehlungen vorgeschlagen, welche nach Intensiven Erorterungen In 
den Ausschussen und Fachministerräten vom Europalschen Rat am 26 /27 Juni  gebil l igt 
und am 8 Juli 2014 vom Rat formal verabschiedet wurden' Am 26 Februar 2015 hat die 
Europalsche Kommission ein umfassendes Analysedokument' vorgelegt, In welchem sie 
ZWischen bilanz betreffend die Umsetzungsfortschntte bel den l<lnderspezlfischen 
Empfehlungen gezogen und die Herausforderungen für Österreich identifiziert hat 

Länderspezifische Empfehlung Nr. 1 
Der Rat der Europalschen Umon empfiehlt dass Österreich Im Zeitraum 2014 biS 201 5  
nach der der Korrektur des ubermaßlgen DefIZIts die budgetaren Maßnahmen fur 2014 

angesichts der laut FruhJahrsprognose 2014 der KommissIonsdienststellen bestehenden 
Lucke von 0 5% des BIP und nach Beruckslchllgung der von Österreich angekundlgten 
zusatz/lchen KonsolIdierungsmaßnahmen und der damit verbundenen Gefahr emer 
deutlichen Abweichung gegenuber den Anforderungen der praventlVen Komponente des 
Stabilltäts- und Wachstumspakts nachbesser1 Im Jahr 2015 seme Haushaltsstrategie 
erheblich strafft um Sicherzustellen dass das ml/lelfflstlge Ziel erreicht und auch danach 
beibehalten wlfd und dafur sorgt. dass die Schu/denregel et1ullt wlfd und die 
gesamtstaatliche SChuldenquote auf emen dauerhaften Abwar1spfad verbleibt die 
Fmanzbezlelwngen zWischen den Regierungsebenen weiter strafft mdem Z B der 
orgamsatoflsche Aufbau veremfacht wlfd und die Ausgaben- und Fmanzlerungsbefugmsse 
besser aufemander abgestimmt werden· 

Im Jahresverlauf 2014 wurden zusätzliche KonsolIdierungsmaßnahmen ergnffen, um die 
strukturelle Konsolidierung voranzutreiben ' 

Im Jum 2014 verabschiedete der Nationalrat mit dem Budgetbegleltgesetz (BGBI 40/2014) 
ein Maßnahmen bündel, mit einem kumulierten budgetaren Nettoentlastungseffekt fur die 
Jahre 2014 biS 2018 von knapp 553 Mio. Euro Im Maßnahmenbundel Sind neben der 
Entlastung des Bundeshaushaltes durch Einsparungen, Konsolldierungen, erhohte 
Einnahmen und sonstige Kostendämpfungseffekte auch EffizIenzsteigerungen durch 
Verwaltungsvereinfachungen und effizientere KostenabwIcklungen vorgesehen 

Der Bundesfinanzrahmen für das Jahr 2014 sah zudem Einsparungen bei den gestaltbaren 
MItteiverwendungen IHv von 500 Mio. Euro durch Mittelbindungen vor (cf BGBI 38/2014), für 
das Jahr 2015 ist eine Kürzung der Ermessungsausgaben In Höhe von 300 Mio Euro 
vorgesehen (cf. BGBI 39/2014). 

1 BMF, OsterreIchisches Stabilitatsprogramm Fortschreibung fur die Jahre 2014 biS 2019, Wien, April 
201 5  
, Empfehlungen des Rates vom 8 Juli 2014 zum nationalen Reformprogramm Osterreichs 2014 mit 
einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Osterreichs 2014,  Amtsblatt der 
Europa,schen Union (20 1 4/C 247/18) 
'Arbeltsunterlage der KommissIonsdienststellen Landerbencht Osterreich 201 5, SWD(201 5)39 final 
• Details zur erwarteten Entwicklung des Bundeshaushaltes und den Wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen Sind der Fortschreibung des österreichischen Stabilitatsprogramms fOr die Jahre 2014 
biS 2019 zu entnehmen 
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Einen Beitrag zur fiskalischen NachhaltIgkelt leistet auch das 
Sonderpensionsbegrenzungsgesetz (SpBegrG), das im Juli vom Nationalrat beschlossen 
wurde (cf. BGBI 46/2014) Die Anglelchung der LeistungsnIveaus und 
Anspruchsvoraussetzungen betrifft uber 70 Institutionen und Rechtstrager Neben dem Bund 
sind dies u.a die SozIalversIcherungstrager, die Arbeiter- und Wirtschaftskammer, ÖBB 
sowie die OeNB. 

Die 6sterreichlsche Bundesregierung beschloss am 1 7  März 201 5 die Steuerreform 
201 5/ 1 6, die eine Entlastung der Lohn- und Elnkommensteuerpfhchtlgen Im Ausmaß von 
5 Mrd. Euro bringen soll Ein Element dieser Reform Ist ein Wirtschafts paket In Höhe von 
rund 200 Mio. Euro, das zusatzhche Impulse für Wachstum, Wettbewerbs fähigkeit und 
Beschäftigung generiert. Die GegenfinanzIerung erfolgt über die Bekämpfung von Steuer
und Sozialbetrug, Strukturmaßnahmen im Steuerrecht (ua. Streichung von 
Steuerausnahmen) sowie durch ein Solidaritatspaket, das unter anderem eine Anpassung 
der Bemessungsgrundlage fur die Grunderwerbssteuer sowie eine Erhöhung von 
Immoblliengewinn- und Kapitalertragssteuern vorsieht 

Um Steuerhinterziehung und -vermeidung einzudämmen wurde mit der Novelherung des 
FInanzstrafgesetzes die Mogllchkelt einer kostenlosen Straffreiheit Im Falle einer 
Selbstanzeige bel vorsatzhch oder grob fahrlasslg begangenen FInanzdelikten elngeschrankt 
(cf BGBI 65/201 4). Die Verteuerung der strafbefreienden Wirkung einer Selbstanzeige 
beträgt zwischen 5% und 30% und bringt dem Bund im Jahr 2 0 1 4  Mehreinnahmen In HÖhe 
von knapp 1 50 M,o Euro In den Folgejahren Sinken die Betrage, da davon auszugehen 1St, 
dass die zuschlagspfhchtlgen Selbstanzeigen aufgrund des Lenkungseffektes zuruckgehen 
werden Darüber hinaus wurde Im Zuge der Steuerreform 201 5/ 1 6  vereinbart, entschieden 
gegen Steuer- und Sozial betrug vorzugehen Mit Beginn des Jahres 201 6 soll eine 
Reglstrierkassenpfhcht elngefuhrt werden Im Rahmen abgabenrechtlicher Prüfungen soll es 
außerdem möglich sein, bestehende Kontenverbindungen der Abgabenpfllchtlgen 
einzusehen. Um einer etwaigen Abschlelcherproblematlk vorzubeugen, sollen 
Abfragemöglichkeiten vor dem Inkrafttreten des Gesetzes (z.B. 1 3 20 1 5) vorgesehen 
werden. Weitere Maßnahmen im Kampf gegen Steuerbetrug sehen neben der Bekämpfung 
der Umsatzsteuerhinterziehung Im Rahmen des Versandhandels insbesondere auch die 
Eindämmung des Karussellbetrugs vor Im Bereich des Sozialbetrugs soll u.a der 
Missbrauch von E-Cards und Krankenstanden vor allem durch vermehrte KontrolltätIgkeit 
eingedämmt werden 

In den Landerspezlfischen Empfehlungen wird Österreich auch aufgefordert, die 
FInanzbeziehungen zwischen den Regierungsebenen zu straffen Im 
Reglerungsüberelnkommen5 vom Dezember 2 0 1 3  wurde eine grundsatzliche Reform des 
Finanzausgleichs vereinbart Um den dafur nötigen zeitlichen Rahmen für umfassende 
Beratungen zu schaffen, wurde die laufende FInanzausgleichsperIode um zwei Jahre, biS 
Ende 2016 verlängert (cf BGBI 1 7/201 5) Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertreterinnen 
und Vertretern des Bu ndes, der Lander, Stadte und Gemeinden wird biS zum Jahresende 
201 5 der Bundesregierung einen Vorschlag für ein neues, aufgabenorIentiertes 
FInanzausgleichsgesetz ubermltteln Eckpunkte der Finanzausgleichsreform sind neben der 
Transparenz der FInanzstrome, eine aufgabenadaquate MItteiausstattung und 
EffizIenzsteigerungen durch die Beseitigung von Parallelstrukturen Außerdem wurde Im 
Kontext der Steuerreform 201 5/16 auch ein EInsparungsvolumen von gesamtstaatlich 
1 , 1  Mrd. Euro im Bereich der Förderungen und der Verwaltung beschlossen, die sich nach 
dem Finanzausgleichschlüssel auf Bund, Länder und Gemeinden (2/3 Bund und 
1 /3 Länder/Gemeinden) verteilen Nahere Details zum Kostendämpfungspfad in der 
Verwaltung siehe Österreichisches Stabilitätsprogramm. 

5 Arbeitsprogramm der Osterreichischen Bundesregierung 201 3-20 1 8  Erfolgreich Osterreich. Wien 
Dezember 201 3 
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Tabelle 1: Eckpunkte der Steuerreform 201512016 

Ta rifreform 

Absetzbeträge 

Sozialversicherungsrückerstatlung 

Familien 
Standortpaket 

Gegenfinanzierungsmaßnahmen 

Bekämpfung von Steuer- und 
Sozialbetrug (1,9 Mrd. Euro) 

Einsparungen in der Verwaltung 
und bei FOrderungen (1,1 Mrd. 
Euro) 

Strukturmaßnahmen im 
Steuerrecht 1900 Mio, Euro) 

Solidaritäts paket 1400 Mio, Euro) 

Neues Tanfmodell sieht 6 Steuerstufen, anstatt der bisher 
3 Tanfstufen vor Der EIngangssteuersatz fallt von 36,5 auf 
25 Prozent Der SpItzensteuersatz ab einer Million wird 
befnstet auf 55 Prozent angehOben Die daraus gewonnen 
Mittel sollen einem Osterrelch-Fonds zufließen, der vor allem 
Forschungs- und BIldungsmaßnahmen dient 
Der Arbeltnehmer- wird In den Verkehrsabsetzbetrag 
Integnert Belde zusammen kommen auf 400 Euro, derzeit 
liegen sie kumuliert bel 345 Euro FtJr Genngverdlener wird 
der Pendlerzuschlag erhöht 
Für Klelnslverdlener, die keine Einkommensteuer bezahlen, 
werden 50 Prozent der SozIalversIcherungsbeitrage (maximal 
400 Euro/Jahr) ruckerstattet Selbstandlge und LandWirte 
werden analog In der Jeweiligen SOZialversicherung entlastet 
Pensionisten bekommen maximal 1 10 Euro ruckerstattet 
Der Kinderfreibetrag Wird auf 440 Euro pro Kind verdoppelt 
Zur Starkung der Wirtschaft Wird die Forschungspramle von 
1 0% auf 1 2% erhöht die steuerfreie 
MItarbeiterkapItalbeteilIgung Wird von 1 460 auf 3 000 Euro 
pro Jahr erhöht und Möglichkeiten des Crowdfundlng Wird 
geschaffen Fur Forschennnen und Forscher und 
Wissenschaftlennnen und Wissenschaftler Wird es 
Zuzugsbegunstlgungen geben Senkung der 
Lohnnebenkosten ab 201 8  durch Absenkung des BBilrages 
zum FamilIenlastenausgleichsfonds unter der Voraussetzung 
der budgetaren Bedeckung 

Reglstnerkassenpfilcht ab einem Nettoumsatz von 
1 5 000 Euro verbunden mit einer Belegertellungspfllcht 
EinSichtnahme In bestehende Kontenverbindungen aus 
Anlass einer abgabenbehOrdl lchen Prufung Bekampfung des 
Missbrauchs von E-Cards und Krankenstanden 
KonteneinsIchtnahmen durch die F,nanzbehOrden, Verbot von 
BarzahlunJjen am Bau 
Die Verwaltungseinsparungen Sind entsprechend dem FAG
Schlüssel zu 213 vom Bund und 1 /3 von Landern und 
Gemeonden zu erbnngen Diese Summe soll durch einen 
Kostendampfungspfad In der Verwaltung sOWie durch 
Sinnvolle Einsparungen bel den Förderungen (zum Beispiel 
.Elnfrleren" der Forderungen In bestimmten Bereichen) erzielt 
werden 
Anpassung der Umsatzsteuer von 1 0  auf 1 3% bei u a 
kulturellen Dienstleistungen Futtermittel. Saatgut und 
lebenden Tieren Sonderausgaben Im Bereich 
Wohnraumbeschaffung Sanierung sowie fur Altersvorsorge 
kannen steuerhch nicht mehr geltend gemacht werden Bel 
Gebaudeabschrelbungen Im BetnebsvermOgen Wird ein 
einheitlicher Abschreibungssatz von 2 5 % zur Anwendung 
kommen, bei der PrIvatnutzung von Dienstwagen Wird der 
Sachbezug auf 2 % erhoht, wenn der CO,-Ausstoß größer als 
1 20g/km ISt 
Bel der Grunderwerbs-, der Immobi llenertrag- und der 
KapItalertragsteuer Sind Erhöhungen vorgesehen Die 
Grunderwerbsteuer soll kunftlg auch bei Ubertragungen Im 
Familienverband auf BaSIS vom Verkehrswert berechnet 
werden Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft soll auch 
welterhm der emfache Einheitswert zur Anwendung kommen 
Die Immoblhenertragsteuer, die beim Verkauf von 
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Grundstucken anfallt. wird von 25% auf 30% erhöht Oie 
KapItalertragsteuer wird von 25% auf 27.5% angehoben Fur 
2016 Ist darüber hinaus noch eine außerordentliche Erhöhung 
der SV-Höchstbeltragsgrundlage Im Ausmaß von 1 00 Euro 
vorgesehen 

Selbstfinanzierung (850 Mio. Euro) Mehreinnahmen Im Bereich der Umsatz- und 
Verbrauchsteuern durch Kaufkraftst3rkung 

Länderspezifische Empfehlung Nr. 2 
Der Rat der Europäischen Union empfiehlt, dass Österreich Im Zeitraum 2014 bis 201 5  
"die langfristige Tragfähigkeit des Pensionssystems verbessert, mdem insbesondere die 
Harmonislerung des gesetzlichen Pensionsal/ers für Frauen und Männer vorgezogen. das 
tatsächliche Pensionsaller angehoben und das Pensionsaller an die Veränderungen bel der 
Lebenserwartung angepasst wird. die Umsetzung der neuen Reformen zur Beschränkung 
des Zugangs zu Vorruhestandsrege/ungen uberwacht. die Kosten wirksamkeit und 
Nachhal/igkelt von Gesundheitswesen und langfnstlger Pflege weiter verbessert:" 

Pensionen und Aufwendungen für Gesundheit und Pflege beeinflussen maßgeblich die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. Zur Anhebung des tatsächlichen 
Pensionsantrittsalters wurden in den letzten Jahren mehrere Maßnahmen auf den Weg 
gebracht. 

Tabelle 2: Überblick über die wichtigsten Reformmaßnahmen der letzten Jahre 

Neues PensIonskonto 

Invaliditätspension-Neu 

Hacklerregelung 

Korridorpension 

Arbeitsmarktpaket für Ältere 

Fit2work 

Ein einziges PensIonskontosystem fur alle ab 1 Janner 1 955 
Geborenen (In Kraft seit 1 Janner 2014) 
Zuerkennung eoner Invalidltats- bzw Berufsunf3hlgkeltspenslon 
nur noch ,m Falle einer dauerhaften Invaloditat, gilt seit 
1 J3nner 2014 für alle, die Junger als 50 Jahre sind 
Seit 1 Janner 2014 sind erschwerte Zugangsbed,ngungen In 
Kraft Anhebung des Zugangsalters und der Beitragsmonate 
(Manner 62 Jahre 540 Beltragsmonate/Frauen 57 Jahre -
Jahre ansteigend biS 62 Jahre 504 Beitragsmonate ansteigend 
auf 540 Beitragsmonate) und der Anspruchsvoraussetzungen 
(kein Nachkauf von Ersatzzeiten Schul- und Studienzeiten 
mehr möglich) 
Seit 1 J3nner 201 3 erfolgt eine sukzeSSive Anhebung der 
VersIcherungsJahre von 37 5 Jahren (2012) auf 40 Jahre 
(2017). 
Vom Nationalrat am 27 Marz 2014 beschlossen und seit 1 Juli 
201 4  In Kraft Sieht Beschaftlgungsförderung zur Integration 
alterer Arbeitnehmerinnen In den Arbeitsmarkt vor 
Ziele des Pr3ventlonsprogramms Sind die Informal ion über eine 
gesundheitsfördernde Arbeitswelt und Unterstützung bei 
gesundheitl ichen Problemen am Arbeitsplatz Stufenweise 
Eonführung der Beratung für Personen und Belnebe seit 201 1 ,  
mittlerweile fi3chendeckende Umsetzung abgeschlossen 

Entsprechend dem Pensionsmonitoring 2014 des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz ist das durchschnittliche Pensionsantrittsalter der 
Pensionsneuzugänge aller Pensionsversicherungsträger gegenüber dem Jahr 201 3  um 
1 3  Monate angestiegen, sodass das tatsächliche Pensionsantrittsalter derzeit bei 59 Jahren 
und 8 Monaten liegt. Bei I nvaliditätspensionen ist das Antrittsalter von 52 Jahren und 
1 Monat (20 1 3) auf 54 Jahre und 8 Monate (201 4). um insgesamt 2 Jahre und 5.8 Monate 
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binnen eines Jahres gestiegen". Die Zahlen bestätigen, dass die oben genannten 
Reformmaßnahmen die beabsichtigte Wirkung entfalten. Die Angleichung des 
Pensionsantrittsalters für Frauen an jenes der Männer ist entsprechend der 
verfassungsrechtlich verankerten Gesetzeslage für 2024 vorgesehen. Beginnend mit dem 
1 . Jänner 2024 wird das Antritlsalter für Frauen pro Jahr um 6 Monate angehoben, sodass 
das reguläre Pensionsantrittsalter für Frauen im Jahre 2033 mit 65 Jahren jenem der Männer 
entspricht. 

Ein Meilenstein zur Verbesserung der Kosteneffizienz der öffentlichen Ausgaben im 
Gesundheitswesen ist die Gesundheitsreform 2013. Diese schreibt gesetzlich vor, dass der 
Anstieg der Gesundheitsausgaben (ohne Langzeitpflege) bis 2016 an das zu erwartende 
durchschnittliche nominelle Wachstum des BIP heranzuführen ist. Außerdem wurde eine 
Deckelung des Ausgabenpfades festgeschrieben, wodurch bis 2016 kumuliert rund 3,4 Mrd. 
Euro ausgabendämpfende Effekte generiert werden sollen. Entsprechend dem jüngsten 
Monitoringbericht' ergibt sich für die Länder und gesetzliche Krankenversicherung 
gemeinsam für die Jahre 2012, 2013 und 2014 kumuliert ein Dämpfungseffekt von rund 
2,955 Mio, Euro. Damit wird für diesen Zeitraum die vereinbarte Ausgabenobergrenze 
unterschritten, 

Die rigide Kontrolle und regelmäßige Überprüfung der Kostenentwicklung unterstützt die 
eingeleitete Strukturreform im Gesundheitswesen und stellt sicher, dass rechtzeiti� 
Maßnahmen ergriffen werden können, sollten die gewünschten Effekte nicht erzielt werden , 
Im Juni 2014 wurde von der Bundes-Zielsteuerungskommission der Ausbau der 
multidisziplinären Primärversorgung beschlossen. Beginnend mit 201 5  werden Pilotversuche 
gestartet, Bis Ende 201 6  ist vorgesehen , in jedem Bundesland einen Deckungsgrad von 
1 % der Bevölkerung zu erreichen" Mit dieser Maßnahme werden auf mittlere Sicht gesehen 
die teureren Spitalsambulanzen entlastet und die Akutversorgung im niedergelassenen 
Bereich ausgebaut. 

" Beschaftlgungs-, Rehablhtations- und Pensionsmonitonng auf Basis der Daten Janner bis Dezember 
201 4, Bundesmlnlstenum für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
, MOnltonngbencht 11/2014, Monitoring nach Vereinbarung gem. Art 1 5a B-VB ZIelsteuerung
Gesundheit und Bundes-Zlelsteuerungsvertrag, Gesundheit Osterreich GmbH, Wien. Februar 201 5 
• Dem von der EK Im U!nderbericht Osterreich 201 5 vorgebrachten Zweifel betreffend die 
Nachhaltigkelt der Reformeftekte ist entgegenzuhalten, dass ein derart umfassender Strukturwandel 
Z8Il braucht, sich In vollem Umfang zu entfalten. 
" Im landerbencht Osterreich 201 5  geht die EK irrtümlicherweise von einem 1 %-lgen Deckungsgrad 
bezogen auf Gesamtösterreich aus, cf SWD (201 5)39 final, vom 26 02, 1 0 1 5, p,2 1  
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Abbildung 1 Entwicklung der zielsteuerungsrelevanten offentllchen Gesundheitsausgaben fur 
Lander und gesetzliche Krankenversicherung In MIO Euro, 201 0-201 6  
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Quelle Monilonngbenchl2015 

Zur Verbesserung der KosteneffizIenz und Nachhaltigkelt der LangzeItpflegeleistungen 
wurden einige Fortschritte durch gezlelte Änderung des monatlich erforderlichen 
Pflegebedarfs fur den Bezug von Pflegegeld erzIelt BIsher war eIn monathcher Pflegebedarf 
von mehr als 60 Stunden erforderlich, um ein Pflegegeld der Stufe 1 zu erhalten 
( 1 54 20 Euro/Monat) bzw ein monathcher Pflegebedarf von mehr als 85 Stunden. um ein 
Pflegegeld der Stufe 2 (284,30 Euro) zu erhalten Seit Janner 2 0 1 5  ISt ein monatlicher 
Pflegebedarf von mehr als 65 Stunden fur die Stufe 1 bzw von mehr als 95 Stunden fur die 
Stufe 2 erforderlich DIese Maßnahme dampft den Zugang zum Pflegegeld Die geschatzte 
Kostenersparnis belauft sich Im Jahr 201 5 auf ca 1 9  MIO Euro um Jahr 2 0 1 6  auf 
ca 57 MIO Euro. Im Jahr 2 0 1 7  auf ca 95 MIO Euro und Im Jahr 201 8 auf ca 1 33 MlO Euro 

Zur Verbesserung der KosteneffizIenz und Nachhaltigkelt der Langzeitpflegeleistungen 
wurden auch einIge Fortschntte durch die Verlangerung des Pflegefonds von 2016 biS 201 8 
erzielt ZWischen 201 1 und 2018  wIrd ein Gesamtbetrag von 2,035 Mllharden Euro zu diesem 
Zweck ubertragen werden. 2/3 dieses Betrages werden durch den Bund finanZiert und 
1 /3 von den Landern und Gemeinden Die ErweIterung des Fonds fur 201 7  und 201 8 wird In 
einer Gesetzesanderung biS 2016 Inkludlert sein 

Im Landerbencht fur Österreich ISt festgehalten dass das derzeitige Konzept des 
osterreichischen Pflegevorsorgesystems bestehend aus Geldleistungen und staathch 
organisierten PflegedienstleIstungen verbessert werden kann 
In Österreich gab es mit 1 Janner 201 2 eine umfassende Reform Im Bereich der 
Pflegevorsorge Diese Reform fuhrte zur Konzentration der Gesetzgebung und VolIzIehung 
der Pflegegeldleistungen auf Bundesebene Diese Reform beWirkte eine einheitliche 
VolIzIehung der Pflegegeldleistungen und führte zu einer Kostenreduktion betreffend die 
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Vollziehung und Gesetzgebung auf Länderebene. Dieses System sollte nicht geändert 
werden. 
Außerdem sollten die Pflegegeldleistungen nicht einkommensabhängig sein. Jeder 
pflegebedürftigen Person sollte es ermöglicht werden, ein unabhängiges und 
selbstbestimmtes Leben zu führen. Die Pflegegeldleistungen sind daher an den persönlichen 
Bedürfnissen orientiert. 
Das österreichische Pflegevorsorgesystem besteht aus drei Säulen. Die erste Säule bilden 
die Pflegegeldleistungen, die zweite Säule besteht aus Maßnahmen zur Unterstützung der 
pflegenden Angehörigen und die dritte Säule besteht aus den Pflegedienstleistungen. Die 
ersten beiden Säulen fallen in die Kompetenz des Bundes, die Pflegedienstleistungen fallen 
in die Kompetenz der Länder. Während das Pflegegeld nicht einkommensabhängig ist, hängt 
der Kostenbeitrag, der von der pflegebedürftigen Person für die Pflegedienstleistung gezahlt 
werden muss, vom Einkommen der pflegebedürftigen Person ab. 

Im Zuge der Reform 2014 wurde auch die Qualitätssicherung der Pflege zu Hause 
weiterentwickelt: vor der Reform 2014 gab es keine Hausbesuche auf Wunsch, um die 
Pflegenden zu Hause zu beraten; nun können informelle pflegende Angehörige oder die 
pflegebedürftige Person einen derartigen kostenlosen Hausbesuch auf Wunsch verlangen. 
Pflegende Angehörige haben nunmehr auch die Möglichkeit, ein sogenanntes 
Angehörigengespräch mit einem Psychologen für den Fall verlangen, dass sie im Rahmen 
eines Hausbesuches eine psychische Belastung angegeben haben. Diese Maßnahme hat 
einen präventiven Charakter. 

Das Arbeitsprogramm der österreichischen Bundesregierung 201 3-2018 beinhaltet auch die 
Entwicklung einer Demenzstrategie, die Empfehlungen für eine notwendige 
Bewusstseinsbildung, für Unterstützungsmaßnahmen, Präventionsmaßnahmen und für eine 
frühe Diagnose wie auch Schulungen und Unterstützungen für pflegende Angehörige 
erarbeiten soll. Im Februar 2015 wurde der österreichische Demenzbericht veröffentlicht, der 
die aktuelle Versorgungssituation für Menschen mit demenzieller Erkrankung widerspiegelt 
und epidemiologische und statistische Daten über die Häufigkeit von Demenz in Österreich 
beinhaltet. Auf Basis dieses Demenzberichts wird die Demenzstrateg ie erarbeitet, wobei alle 
Interessensvertreterinnen und I nteressensvertreter eingeladen sind, im Rahmen einer 
öffentlichen Konsultation mitzuwirken. 

Länderspezifische Empfehlung Nr. 3 
Der Rat der Europäischen Union empfiehlt, dass Österreich Im Zeitraum 2014 bis 2015 
.. die hohe Steuer- und Abgabenbelastung der Arbeit von Gerlllgverdienem senkt, IIldem die 
Steuerlast auf andere, welliger wachstumsschädliche Steuerquellen wie periodische 
Immobiliensteuern verlagert und in diesem Zusammenhang auch die 
Steuerbemessungsgrundlage aktualisiert wird, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Migrationshintergrund, Frauen und älteren 
Arbeitnehmern stärkt, indem unter anderem Kinderbetreuungs- und Langzeitpflegedienste 
sowie die Anerkennung der Qualifikationen von Migranten verbessert werden, die 
Bildungsergebnisse IIlsbesondere benachteiligter junger Menschen. einschließlich jener mit 
MIgrationshintergrund, durch Förderung der fruhkindlichen Bildung und eine Abmilderung der 
negativen Konsequenzen der frühen LeistungsdifferenZIerung, verbessert, die strategiSChe 
Planung im Hochschulwesen weiter verbessert und Maßnahmen zum Abbau der 
Abbrecherquote ausweitet;" 

Die derzeitige Struktur des österreichischen Steuer- und Abgabensystems belastet den 
Faktor Arbeit überdurchschnittlich hoch. Die im März beschlossene Steuerreform 201 5/16 
hat eine Entlastung der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen im Ausmaß von i nsgesamt 
4,9 Mrd. Euro zum Ziel. Indem der Eingangssteuersatz von 36,5% auf 25% gesenkt wird, 
kommt es vor allem im unteren und mittleren Einkommensbereich zu einer treffsicheren 
Entlastung. Höhere Einkommen profitieren durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes von 
60.000 Euro auf 90.000 Euro. Durch das Einziehen von drei zusätzlichen Steuerstufen 
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kommt es zu einer Abflachung der Progression. Für genngverdienende Pendlennnen und 
Pendler Ist die Erhöhung des Pendlerzuschlages vorgesehen, zudem profitieren sie auch 
von einem höheren Verkehrsabsetzbetrag. Da der Eingangssteuersatz auch weiterhin bei 
einer Jahresbemessungsgrundlage von 1 1 .000 Euro ansetzt, bleibt die Steuerfreigrenze fur 
Klelnstverdlenerlnnen und KleInsverdiener auch In Zukunft aufrecht Zudem wird die 
SozIalversIcherungsruckerstattung von derzeit 1 1 0 Euro auf maximal 400 Euro pro Jahr Im 
Wege des SozIalversIcherungsrabatts erhöht Um Unternehmen Im Bereich der 
Lohnnebenkosten zu entlasten, wurde im vergangenen Fruhjahr eine Senkung des 
gesetzlichen Beitrags zur Unfallversicherung als auch zum Insolvenz-Entgelt-Fonds 
beschlossen Die Beiträge zur Unfallversicherung, welche zur Ganze vom Arbeitgeber 
getragen werden und zur Deckung der Versicherungskosten Im Falle eines Unfalls der 
Arbeltnehmerlnnen und Arbeitnehmer herangezogen werden, wurden per 1 Juli 2014 um 
0 , 1 %  auf 1 ,3% gesenkt Die Beitragssenkung zum Insolvenz-Entgelt-Fonds um 0, 1 %  auf 
0,45% Ist mit 1 Jänner 201 5 in Kraft getreten. Ab dem Jahr 2018 sollen, unter der 
Voraussetzung der budgetären Bedeckung, stufenweise die Lohnnebenkosten gesenkt 
werden Finanzielle Spielräume für eine Senkung der Lohnnebenkosten bestehen 
insbesondere beim Beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds. 

Die EK empfiehlt Österreich in den Länderspezifischen Empfehlungen als auch im jüngsten 
Länderbericht'O, dem demografischen Wandel mit Hinblick auf die mittel- bis langfristige 
Arbeitsmarktdynamik besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Insbesondere soll nach 
Ansicht der EK das Arbeitsmarktpotenzial von Personen mit Migrationshintergrund, Frauen 
und älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern besser genutzt werden Die 
Verbesserung der Arbeitsmarktchancen dieser Zielgruppe bildet dementsprechend bereits 
seit 201 0 einen Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik. 

Fokus Altere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (50+) 
Im Februar 2 0 1 5  ISt die Zahl der arbeitslos vorgemerkten Personen In der Altersgruppe ab 
50 Jahren Im Vergleich zum Vorjahr um 1 4,6% angestiegen Diese Entwicklung ISt Im 
Wesentlichen darauf zuruckzufuhren, dass die besonders geburtenstarken Jahrgange der 
Baby-Boomer-Generatlon ( 1 96 1  bis 1 964) in die Altersgruppe 50+ hineingewachsen ISt 
GleichzellIg ISt In den letzten Jahren auch die Anzahl der unselbständig Beschaftlgten uber 
50 deutlich und überproportional angestiegen. Insgesamt hat der Anteil dieser Altersgruppe 
an allen unselbständig Beschaftlgten seit Ausbruch der Wirtschaftskrise stetig zugenommen 
und ISt von 18,3% Im Jahr 2008 auf 23,3% im Jahr 2014 angestiegen" 

'0 cf Empfehlung des Rates vom 8 Juli 2014 zum nationalen Reformprogramm Osterreichs 2014 mit 
einer Stellungnahme des Rates zum StabIlItätsprogramm OsterreIChs 2014,  Amtsblatt der 
Europäischen Union C247, vom 29 Juli 2014 und Arbeitsunterlage der KommissIondienststellen, 
Länderbencht Osterreich 201 5, SWD(201 5)39 final 
11 AMS, SpezIalthema Altere am Arbeitsmarkt, Februar 201 5 
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Abbildung 2. Erwerbsfähige Bevölkerung nach Altersgruppen 1 982 bis 2024 (ab 2014 
Prognose) 
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Entsprechend den Bevolkerungsprognosen ISt damit zu rechnen, dass sich der lilngerfnstlge 
Trend zu einer Alterung der erwerbsfähigen Bevölkerung fortsetzen wird Aufgrund der 
politischen Schwerpunktsetzung das tatsachlIChe Penslonsantnttsalter und die 
Beschaftlgungsquote Älterer kontinuierlich anzuheben, Sind damit die arbeltsmarktpollhschen 
Herausforderungen der Zukunft klar umnssen Im Rahmen der Beschäfhgungslmtlatlve 50+ 
stehen In Summe der Jahre 2014 und 201 5 220 M,o Euro fur die gezlelte Forderung von 
ArbeitnehmerInnen und Arbeitnehmern ab 50 Jahre zur Verfugung 2 0 1 6  und 201 7 werden 
diese Mittel auf jahrllch 250 M,o Euro erhoht Durch bewährte arbeitsmarktpolItische 
Instrumente, wie die EInglIederungsbeihilfe, den Kombilohn sowie Soziale Unternehmen 
(2 Arbeitsmarkt) sollen In den folgenden Jahren rund 50 000 Personen Jährl ich profitieren 
und mehr als 20 000 dauerhafte Arbeitsplätze geschaffen werden Erste Momtonngdaten fur 
2 0 1 4  zeigen, dass sich die Beschäftigungslmtlahve 50+ durch eingesparte 
Leistungsausgaben In der Arbeitslosenversicherung finanZiell praktisch selbst trägt 

Fokus Frauen 
Im europalschen Vergleich zahlt Österreich zu den Landern, die sowohl eine hohe 
Erwerbsbeteiligung der Frauen als auch eine hohe Tellzeltquote aufweisen 201 3 erreichte 
die Beschaftlgungsquote der 20- bis 64-jähngen Frauen 70,8%, und sie war In nur funf 
Mitgliedstaaten (Schweden, Deutschland, Dänemark , Niederlande und Finnland) hoher als In 
Österreich Die Tellzeltquote der Frauen betrug Im Jahresdurchschnitt 201 3 45,5% und war 
nur In den Niederlanden (77,2%) und Deutschland (46, 1 %) hoher als In Österreich 12 

Gemäß einer Erhebung von Statistik Austna 2 0 1 2  gaben 37,6% der Frauen als Grund fur die 
Teilzeitbeschäftigung Betreuungspflichten fur Kinder oder pflegebedurftlge Erwachsene 
an13 

12 cf Statistik Austna, Erwerbst3t1ge und unselbstandlg Erwerbstatlge nach VolizelVTellzeit und 
Geschlecht seit 1 994 (24 M3rz 2014) 
13 cf Statistik Austna Gender-Statlstlk, ( 1 9  September 201 3) 
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Abbildung 3: Erwerbstätigenquoten nach Geschlecht 
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Gemäß Statistik Austna ,. sInd In den letzten zehn Jahren bel den Alterskategonen der 3- biS 
5-jahngen K,nder betrachtllche Anstiege zu erkennen Im Jahr 201 3 erreicht die 
Betreuungsquote der 3-Jähngen 82 5%, bel den 4-Jähngen beträgt sie 94,2% und bel den 
5-Jahngen liegt sie bel 95,8% Fasst man die Altersgruppe der 3- biS 6-Jähngen zusammen, 
betragt dIe Betreuungsquote In institutionellen Blldungs- und Betreuungselnnchtungen 
90 8% Die Betreuungsquote fur die 0- bIS 2-Jahngen ISt ,n diesem Zeitraum um 
14 3 Prozentpunkte angestiegen und erreicht 201 3 23,0% und damit fast eIne 
Verdreifachung 

Fokus Personen mIt MIgrationshIntergrund und bildungsbenachteiligte Personen 
Um Migrantinnen und Migranten den Zugang zu einer ausbildungsadäquaten 
Beschäftigung In Osterreich zu erleIchtern, wurde das Beratungsangebot ausgebaut und 
weiterentwickelt Neben den seit 201 3 erfolgreichen AnlaufsteIlen vor Ort wurde auch ein 
Onllne-Portal elngenchtet das rasch einen Uberblick uber Ablaufe und Zustandlgkelten rund 
um die Anerkennung von Im Ausland erworbener Qualifikationen ermogllcht 15 

Im Jahr 201 3  hatte nur rund ein Dnttel (34%) der erwachsenen Erwerbstatigen mit 
auslandlscher Staatsangehongkelt eine abgeschlossene Lehre bzw konnte den Abschluss 
einer Berufsbildenden Mittleren Schule vorweisen 28% der 25- biS 64-Jahngen Migrantinnen 
und Migranten hatten maximal einen Pflichtschulabschluss und etwa 1 2.2% waren. nachdem 
Sie Im Schuljahr 2011/ 12  die 8 Schulstufe einer Hauptschule besucht hatten, Im Schuljahr 
201 2/ 1 3  ohne weitere Ausbildung Gesamthaft ISt die Zahl der Jugendlichen, die nach der 
8 Schulstufe Ihre Ausbildung nicht weiter fortsetzen, In den letzten vier Jahren rucklauflg 
Zum Beispiel zeigt Sich bel fremdsprachigen Hauptschulennnen und -schulern mit 

,. cf Statistik Austna, KIndertagesheime und KInderbetreuung (5 Dezember 2014), 
http /lwww statistik aVweb delstatlstlkenlb"dung und kulturlformales blldungswesenlklndertageshel 
me kinderbetreuungl021 659 html 
15 cf www berufsanerkennung at 
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mchtdeutscher Umgangssprache der Rückgang der Schutabbrecherinnen und 
Schulabbrecher deutl ich stärker als bei jenen mit deutscher Umgangssprache (-3 pp im 
Vergleich zu -1 pp)". Der Anteil der frühen Schulabgängennnen und Schulabganger -
entsprechend der Definition des EU-Benchmarks - betragt derzeit 7 ,3% (siehe auch 
Kapitel 4.4). Um die Bi ldungsergebnisse benachteil igter junger Menschen nachhaltig zu 
verbessern werden zahlreiche Maßnahmen gesetzt Kinder und Jugendliche werden in der 
Unterrichtssprache Deutsch gezielt gefördert Fur mehrsprachige Kinder bestehen 
Förderangebote auch In ihren Erstsprachen In enger Abstimmung mit den Ländern und 
Gemeinden wird ein rechtlicher Rahmen für den begleiteten Ubergang Kindergarten -
Volksschule ausgearbeitet Die flächend eck ende Umsetzung Ist ab 201 6/17 geplant. 
Ergänzend dazu wird das Angebot an ganztägigen Schulformen weiter ausgebaut und 
qualitativ verbessert Um Kindern und Jugendlichen die notwendige Zelt zu geben, Ihre 
Interessen, Fahigkelt und Starken zu entwickeln und auszubauen, wird seit 2008 der frühen 
Selektion gegengesteuert Seit 1 Jänner 2012 werden Maßnahmen zu BasIsbildung und 
Nachholen des Pfl ichtschulabschlusses Im Rahmen der Initiative Erwachsenenbildung auf 
der Grundlage einheitlicher Qualitatsstandards von Bund und Landern gememsam finanziert. 
Im November 2014 wurde vom Nationalrat eine Verlängerung der 1 5a B-VG Vereinbarung 
bis Ende 2017 beschlossen Da die Schmttstelle Schule-Beruf für viele Jugendliche eine 
kritische Übergangsphase ,n ein gelungenes Berufsleben darstellt, wurde das Instrument 
Jugendcoaching gerade auch mit Hinblick auf die Ausbildungspflicht sowie die Berufs- und 
Blldungswegorienherung Im schulischen Bereich weiterentwickelt. Seit Herbst 2014 stehen 
darüber hinaus Insgesamt 24 Produktionsschulen fur rund 3 000 Jugendliche zur Verfügung 
Viele Jugendliche benotigen bereits während der Ausbildung Beratung, Begleitung und 
Betreuung Ein weiteres wichtiges Element hm zu einem wirksameren und inklusiven 
Bildungssystem Ist die Weiterentwicklung der Sekundarstufe I In Form der Neuen 
Mittelschule Die Neue Mittelschule (NMS) ist seit 201 2  gesetzlich als Regelschule verankert 
und mit dem Schuljahr 2015/16 soll die Uberführung aller Hauptschulen In Neue 
Mittelschulen abgeschlossen sem Die Ergebnisse einer umfassenden Evalulerung liegen 
seit Anfang März 2015 vor Es zeigt sIch, dass In wesentlichen Bereichen - etwa 
Verbesserung der Lernkultur und des Schulklimas - die Richtung stimmt Der Bericht zeigt 
auch, dass insbesondere Schülennnen und Schüler mit nichtdeutscher Erstsprache vom 
Besuch einer NMS profitieren Ebenso POSitiV Ist, dass die Zahl der Ubertritte in eme 
weiterführende höhere Schule angestiegen Ist Im Vergleich zum Schuljahr 2007/08 - also 
vor der Einführung der NMS - ist die Ubertrittsrate Irl eme AHS-Oberstufe oder 
Berufsbildende Höhere Schule um etwa 5%-Punkte angestiegen 17 Die bedeutsamen Effekte 
Im Bereich der padagoglschen Prozesse und des Schullebens Insgesamt wirken sich bisher 
Jedoch noch nicht durchgehend in verbesserten Leistungen aus. Deutliche Zuwächse an 
Qualität In allen Bereichen gibt es an Jenen Standorten, an denen die Vorgaben breit 
umgesetzt wurden Grundsätzlich bleibt jedoch das Grundproblem der SOZialen Selektion 
von Schülerinnen und Schülern nach der vierten Schulstufe weiterhin bestehen. Die 
Empfehlungen des Berichts werden bereits verwendet, um die Neue Mittelschule weiter zu 
entWickeln. Mit Ministerratsbeschluss am 8 Apnl 2015 wurden bereits erste Maßnahmen 
beschlossen 
Sowohl m den Länderspezifischen Empfehlungen als auch Im Landerbericht Österreich 
201 5'· wird Österreich empfohlen, die strategische Planung im Hochschulbereich zu 
verbessern . Als Instrument Im Kontext einer neuen, kapazitatsonentierten und 
studierenden bezogenen Universitatsfinanzierung konzipiert, ist der gesamtösterreichische 
Universitätsentwicklungsplan als umfassendes neues Planungsinstrument im 
UniversItätsbereich vorgesehen. Die quantitativen Größen, die künftig als (Berechnungs-) 

,. cf Migration und Integration. Zahlen, Daten. Indikatoren 2014, Statistik Austna 2014 
1 7  cf Eder, F/Altrichter, H/Hofmann, F Mleber, C. , Evaluation der Neuen Mittelschule (NMS) 
Befunde aus den Anfangskohorten Forschungsbericht. Graz 201 5  
\https IIwww bmbf gv aVschulen/bw/nms/eval forschungsbencht odf?4sr7p3) 
• cf. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen. Landerbericht Osterreich 201 5, SWD(201 5)39 

final, BrOssel, 26 02 201 5  
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Basis der neuen Universitätsfinanzierung dienen sollen, werden im gesamtösterreichischen 
Universltatsentwicklungsplan in emen bildungs-, wissenschafts- und forschungspolitischen 
Gesamtkontext gesetzt. Die Arbeitsgruppe • Verbesserung der Qualität der hochschulischen 
Lehre" der Hochschulkonferenz hat von April 2013 bis November 2014 konkrete 
Maßnahmen und Umsetzungsvorschlage zu den Bereichen Lehrangebot. Lehrtätigkeit und 
Studienbetrieb ausgearbeitet sowie Vorschläge zur Wirkungsanalyse In Bezug auf die 
Qualitat der Lehre vorgelegt " Die wIchtigsten Eckpunkte werden m den Verhandlungen mit 
den Universitäten zur Leistungsverembarungspenode 2016-2018 Berücksichtigung finden 
Zur Verbesserung der sozialen Inklusion arbeitet seit Juli 201 4  eine Arbeitsgruppe konkrete 
Vorschläge zur Verbesserung der nicht traditionellen Zugänge im Hochschulsektor aus20. 
Derzeit wird von den Universitäten die VerhandlungsposItion für die Leistungspenode 201 6-
201 8  vorbereitet, welche die Grundlage für das jeweilige UnI-Arbeltsprogramm und den 
Budgetrahmen für die nächsten drei Jahre darstellt. I n der Leistungsvereinbarungsperiode 
201 6-2018 werden die Hochschulraum-Strukturmiltel ausgebaut und aufgestockt. Wichtige 
Elemente bei der Weiterentwicklung der StudienplatzfinanzIerung smd neben der 
strukturierten DOktoratsausbildung und der Weltbewerbskomponente auch die Finanzierung 
der Großforschungsinfrastruktur in Ubereinstimmung mit den Forschungsprofilen und 
Stärkefeldern der Universitäten" Bel den Maßnahmen zum Abbau der 
Studienabbrecherlnnenquote werden bewährte Instrumente ausgebaut, etwa das 
Beratungs- und Informationstool ,,1 8plus" oder "Studieren probieren" Bis zum Jahresende 
sind dem Nationalrat überdies mehrere EvalUienungsberichte vorzulegen. Zum einen sind die 
Zugangsregelungen nach § 124b (Human- und Zahnmedizin, Veterinärmedizin, Psychologie 
und Kommunikationswissenschaften) und § 1 4h (besonders nachgefragte Studienfelder, wie 
Wirtschaft, Pharmazie, Informatik, Biologie und Architektur) UG 2002 hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen zu analysieren Zum anderen ist die Studieneingangs- und 
Orientierungsphase (§66 UG 2002) zu evaluieren, die darauf abZielt, in der Eingangsphase 
des Studiums die Studienwahl und Eignung für das gewählte Fach zu überprüfen und 
zlelgenchtete Studien zu begünstigen 

Das ästerreichische Bildungswesen22 Orientiert sich auch am Bedarf des Arbeitsmarktes und 
strebt eme Verringerung der qualitativen Ungleich gewichte zwischen Arbeitskraftangebot und 
-nachfrage an. Insbesondere Im Bereich der dualen Ausbildung und der berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen wird unter Einbindung der Sozialpartner erfolgreich darauf 
Acht gelegt. dass Absolventlnnen und Absolventen jene Kompetenzen vorweisen, die sie für 
den heutigen und künftigen Arbeitsmarkt benötigen Die Arbeitsmarktpolitik wiederum 
reagiert auf diese Herausforderungen durch arbeitsmarktbezogene Um- und 
Nachschulungen bzw. HöherqualifizIerungen (siehe auch Kapitel 3 1 und 3 4.). 

Die Fachhochschulen bieten eme prax,sonent,erte Ausbildung auf akademischem Niveau an, 
wobei die berufsorientierten Lehrplane In enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft erstellt 
werden. Die Universitäten haben unterschiedliche Maßnahmen etabliert, um Erkenntnisse 
über Beschäftigung, Kompetenzen und Arbeitsmarkterfahrungen Ihrer Absolventinnen und 
Absolventen zu erhalten Diese Erkenntnisse fließen in Curricula und Lehre ein und stellen 
deren berufliche Relevanz sicher. 

" http"www hochschulplan atlwp-contentluploads/20 1 5/03/Bencht-der-HSK-zur-Verbesserung-der
Qualit3t-hochschuhscher-Lehre 20151  pdf 
2ö Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe der Hochschulkonferenz werden Im Laufe des Jahres 201 5  
vorgelegt. 
21 Zum Hochschulbereich siehe auch den Umversltatsbericht 201 4  
\http "wIssenschaft bmwfw gv atlflleadmlO/user upload/Umversltaelsbencht 2014 pdf) 
2 Die pessimistische Analyse der EK 10 Ihrem Landerbericht Osterreich 201 5, SWD(201 5139 final, p.2 

kann entsprechend den Arbeitsmarkt- und Beschaftlgungsdaten nicht bestatigt werden 
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Länderspezifische Empfehlung Nr. 4 
Der Rat der Europäischen Union empfiehlt. dass Österreich Im Zeitraum 2014 bis 201 5 
.,übermäßlge HindernIsse für die Anbieter von Oienstle/stungen, dIe u. a. in Form von 
Anforderungen an die Rechtsform und die Beteiligung am Gesellschaftskapital bestehen, 
sowie Hindernisse für dIe Gründung interdisziplinärer Olenstleistungsunternehmen besetllgt: 
prüft, ob dIe Beschränkungen für den Zugang zu regulierten Berufen und für deren 
Ausübung verhältmsmäß,g und aus Gründen des Allgememmteresses gerechtfertigt smd, dIe 
Gründe fur den niedrigen Wert öffentlicher, nach EU-Recht ausgeschnebener Aufträge 
identifiziert, dIe BundesweltbewerbsbelJörde mit deutlich besseren Ressourcen ausstaltet, "  

Ende 2013 trat eine Änderungsrichtlinie zur Berufsanerkennungs-Rlchtlinie in Kraft Im 
Rahmen der Umsetzung dieser Richtlinie wurden im Jahre 201 4  Eintragungen In die 
Datenbank der reglementierten Berufe vorgenommen, und es fanden auf EU-Ebene 
Evaluierungsdiskusslonen zu einzelnen Berufen statt Diese Evalulerungsarbelten zu 
reglementierten Berufen werden im Jahre 2015 fortgesetzt und im Frühjahr 201 6  Ist dazu ein 
Endbericht der Europäischen Kommission vorgesehen Außerdem sind biS Janner 2016 
Anpassungen einzelner Berufsgesetze vorzunehmen, Im Bereich des Bundesmlnistertums 
für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft werden dazu Im Laufe des Jahres 2015 
Anpassungen der Gewerbeordnung, des ZivIltechnikergesetzes, des 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes und des Bilanzbuchhaltungsgesetzes erarbeitet werden 

Mit der Novelle BGBI Nr 18/2015 zur Gewerbeordnung 1994 wurde das derzeillge System 
der Gewerberegisterführung, das aus insgesamt 14 dezentralen Gewerberegistern besteht, 
deren Daten an das zentrale Gewerberegister übermittelt werden, durch ein 
bundeseInheitliches Gewerberegister abgelöst Dieses neue bundeseinheitliche 
Gewerberegister, das mit 30. März 2015 in Betrieb gegangen 1St, ermoglicht neben einer 
einheitlichen Datenführung auch österreichwelt standardiSierte Gewerbeprozesse, die 
österreichweit online geführt werden können Damit werden die Gewerbeprozesse 
harmonisiert und vereinfacht. In Hinblick auf diese Funktionalltäten wird das neue zentrale 
Gewerberegister als "GewerbeInformationssystem Austrta - GISA" bezeichnet 

Schon mit Erreichen des mit GISA verbundenen Mindestzlels, das eine Anhebung der Quote 
elektronischer Gewerbeanmeldungen von derzeit ca 36% auf mindestens 50% vorSieht, 
kann die Verwaltungslastenreduktion fur die Wirtschaft ein erhebliches Entlastungspotenzial 
für die Unternehmen beWirken 

Im Bereich des offentllchen Vergabewesens wird Österreich von der Europäischen 
KommiSSion regelmäßig auf die verhältnismäßig gertnge Anzahl öffentlicher 
Ausschreibungen auf Unionsebene (Aufträge Im Oberschwellenbereich) hingewiesen Das 
Argument. dass die föderale Struktur und damit in direktem Zusammenhang stehend, die 
vergleichsweise hohe Zahl der öffentlichen Auftraggeber und ein entsprechend geringes 
Auftragsvolumen, die Ursache sein könnte, ist aus Sicht der Europäischen Kommission nicht 
stiChhaltig Dennoch gilt es in diesem Kontext zu beruckSlchtigen, dass der 
Unterschwellenbereich aufgrund der kleinen Große der Auftraggeber, die überwiegend dem 
kommunalen Bereich zuzuordnen Sind und nur uber ein geringes durchschnittliches Budget 
verfügen, bereits ca 85% des gesamten Vergabevolumens ausmacht Seitens des Bundes 
sind bereits Schritte zur Erstellung eines standardisierten Controlling für öffentliche 
Beschaffungen eingeleitet worden 

Bei den Rechtsberufen ist zu betonen, dass die Ausübung der ReChtsanwaltschaft bereits 
jetzt in verschiedensten Gesellschaftsformen möglich ist Zuletzt ISt Im Jahr 2013 als 
zulässige Rechtsform die Rechtsanwalts-GmbH & Co KG hinzugekommen, Was die 
Beteiligung an solchen Gesellschaften angeht, so können europäische Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte Im Sinne des Europäischen Rechtsanwaltsgesetzes (EIRAG) 
uneingeschränkt Gesel lschafterinnen und Gesellschafter einer österreichischen 
Rechtsanwalts-Gesellschaft sein Da der Zugang zum Beruf der Rechtsanwältin und des 
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Rechtsanwalts entsprechend den Ausblldungseriordernissen zudem jedem absolvierten 
Juristinnen und Juristen offen steht, sind in diesem Bereich auch keine unverhältnismäßigen 
Beschränkungen gegeben 

Länderspezifische Empfehlung Nr. 5 
Der Rat der Europäischen Umon empfiehlt. dass Osterreich im Zeitraum 2014 bis 20 1 5  
.,dle Umstrukturierung verstaatlichter und teilweise verstaatlichter Banken weiterhm 
aufmerksam veno/gt und wirksam voranbnngt" 

Die Restrukturierung der staatlich unterstutzten Banken und deren Überwachung werden 
konsequent fortgeführt So hat u a.am 1 März 201 5  die Osterreichische 
Finanzmarktaufsichtsbehörde FMA die Abwicklung der Heta Asset ResolutIOn AG gemäß 
dem europäischen Abwicklungsregime eingeleitet. Nähere Informationen, insbesondere zu 
den budgetären Implikationen, werden im Stabil itätsprogramm 201 4-20 1 9  bereitgestellt. 

Mit dem Bundesgesetz über die Sanierung und Abwicklung von Banken, das am 
1 Jänner 201 5  in Kraft getreten ist. wurde die Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung der 
Banken und WertpapIerunternehmen (BRRD) fristgerecht und vollständig umgesetzt. Mit 
diesem Gesetz wurden der FMA im Rahmen Ihrer neuen Funktion als Abwicklungsbehörde 
Instrumente zur Verfugung gestellt. die eine geordnete Abwicklung von Banken ermöglichen. 
Innerhalb der FMA wurden organisatorische Vorkehrungen getroffen, um die operative 
Unabhängigkeit der AbwIcklungstätigkeit sicherzustellen und Interessenkonflikte zwischen 
der Abwicklungsfunktion und den anderen Aufsichtsfunktionen der FMA auszuschließen. 

Mit 1 .  Jänner 2014 wurde das Finanzmarktstabilltätsgremium FMSG als zentrales 
Willensbi ldungsforum zur Umsetzung der makroprudenzlellen Aufsicht in Osterreich etabliert 
Seine Aufgabe ist die Stärkung der Zusammenarbeit in makroprudenziellen Fragen und die 
Forderung der FInanzmarktstabilItät Das FMSG erörtert auf der Grundlage des 
Expertinnenwissens der vertretenen Institutionen (BMF. OeNB, FMA, Fiskalrat) 
finanzmarktstabilit<itsrelevante Themen und kann Empfehlungen an die FMA oder 
Risikohinweise geben. 

1 6  
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4. Nationale E u ropa-2020 Ziele: Fortsch ritte u n d  Maßnahme n  

Seit der Festlegung der nationalen Europa-2020 Ziele i m  Jahr 201 0 konnte i n  vielen 
Bereichen kontinUierlich Fortschritt erzielt werden. Dennoch zeichnet sich ab. dass die 
angestrebten Ziele nicht überall erreicht werden können. Dies trifft sowohl für die Ziele auf 
nationaler als auch auf europäischer Ebene zu. Die von Eurostat veröffentlichte 
Zwischenbilanz zeigt. dass insbesondere in den Bereichen Beschäftigung und ArmuVsoziale 
Ausgrenzung noch dringender Handlungsbedari besteht Hier hat sich die EU noch nicht von 
den Folgen der Wirtschaftskrise erholt und das Niveau von 2008 nicht erreicht. 

Das Österreichische Wirtschaftsforschungsinslltut (WIFO)2l evaluiert regelmäßig die 
Fortschritte hinsichtlich der nationalen Europa-2020 Ziele sowie der Umsetzung der 
Länderspezifischen Empfehlungen an Österreich. Im jüngsten EvalUierungsbericht wird 
festgehalten, dass sich Österreich in allen Bereichen über dem EU-Durchschnitt im Sinne 
eines besseren Niveaus befindet 

Tabelle 3: U bersicht Euro a-2020 Ziele 

Beschäftigungsquote in % 

F&E-Investitionen in % des BIP 

Emissionsreduktionsziel in den Nicht
Emissions-Handelssektoren 
Anteil erneuerbarer Energien am 
Bruttoendenergieverbrauch 
Energieeffizienz bzw. Stabilisierung 
des Endenergieverbrauchs (in Mtoe) 
Frühzeitige Schul- und 
Ausbildungsabgängerinnen 

Tertiärer Bildungsabschluss 

Armut oder soziale Ausgrenzung 

(") Globalschatzung 2014 Statistik Austn3 
Statistik Auslna 
(") Sas'sJahr 2005 Non·ETS 

EU-Gesamtziel 

2020 

75,0% 

3,0% 

- 1 4%" 

20% 

1 086 Mloe 
(EU-28) 

1 0% 

40% 

-20,000.000 

Stand 2013 

68,4% 

2,02%' 

n v 1 1 )  

1 5,0% 

1 1 05 Mloe 

12% 

36.9% 

- Wert erSI ,m Sommer 201 5 verfugbar da noch nicht alle THG·[nvenluren der MS vorhegen 
·11 Statistik AuSlfla 
,1' laut Energiestatus Osterreich 201 5 

,lI Einschließlich ISCED 4a vorlauflQe Daten 

4.1 . Arbeitsmarkt und Beschäftigung 

Nationales Ziel 

2020 Stand 201 3  

77-78% 75,5% 

3,76% 2,81%" 

_1 6%11 - 1 2.33% 

34% 32,5%(2) 

25, 1 Mloe 26.7 Mloe,3) 

9,5% 7,3% 

38% 40,0%'" 

-235.000 -127 000 

Duelle Eurostat WIFO 

I m  Rahmen der Europa 2020-Strategle strebt Österreich unter den 20- bis 64-Jährlgen eine 
Beschäftigungsquote von 77-78% an Der Fokus liegt dabei vor allem auf der 
Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, der Beschäftigung von 
Frauen und Uugendlichen) Migrantinnen und Migranten. 

Die Arbeitslosenquote in Österreich betrug laut Eurostat Ende Februar 5, 3%. Damit hat 
Österreich hinter Deutschland (4,8%) die zweitniedrigste Arbeitslosenquote in der 
Europäischen Union. Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Jugendarbeitslosigkeit. Mit 
9,0% nimmt Österreich hinter Deutschland (7,2%) den zweiten Rang In der 
Arbeitsmarktstatistik ein. Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich, dass die Anzahl der als 

23 Monlloring 01 Auslria's Efforts Wilhln Ihe Europe 2020 Stralegy, Updale 2014-1 5, WIFO 20 1 5  
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3rbeltslos registrierten Personen um 1 2  9% angestiegen Ist Dies Ist einerseits auf die 
5chlechte konjunkturelle Entwicklung zuruckzufuhren. andererseits aber auch auf das stetig 
5telgende Arbeitskrafteangebot Laut Prognose des Österreichischen 
NirtschaftsforschungslnStltuts (WIFOr4 wird das WIrtschaftswachstum 20 1 5  mcht 
3usrelchen um zu einem Ruckgang der Arbeitslosigkeit beizutragen. da das Arbellsangebot 
5tarker steigt als die Nachfrage Durch die NeuausrIchtung des Schulungskonzeptes des 
A.MS ISt seit einigen Monaten ein Ruckgang der Schulungszahlen beobachtbar Die 
Jmschlchtung der Mittel der aktiven ArbeitsmarktpolItik hin zu nachhaltigeren 
<ursmaßnahmen hat einen Ruckgang der Teilnehmerinnenzahlen zur Folge Zudem bewirkt 
:In Strategiewechsel In der ArbeitsmarktpolItik, dass etwas mehr Mittel fur 
3eschaftlgungsprogramme und EInglIederungsbeihIlfen verwendet werden 

A.bblldung 4 
30 
28 
:ze 
24 
22 
211 
11 
I. 

Saisonberelmgte Arbeitslosenquoten Im Internationalen Vergleich 

" �I 
l2.J 12.1 

12 
'

: u � � �.1 5JI 0,2 0,2 .,4 1,1 7� 1.1 7R 1.5 a,I 8.4 8.1 U 10.0 lQ,2 n 10,4 10.0 

� ·.I 1 1 1  
I 1 I I 1 I I 1 1 1 1 1 1 1 1 1 � I !  j � 1 1  i i f i l i i  

OsterreIChwert Februar 2015 Quelle SOZlarrUnistenum Stand Marz 2015 

A.b 2016 werden positive Impulse von der Steuerreform 20 1 5/ 1 6  erwartet. die neben der 
:rwarteten leichten Belebung der Exportkonjunktur auch eine Belebung der Inland Ischen 
\lachfrage bedingen sollte sodass sich positive Ruckkoppelungseffekte fur die 
A.rbeltsmarktdynamlk ergeben 

vor dem Hintergrund der derzeitigen Problem lage auf dem Arbeitsmarkt setzt die 
A.rbeltsmarktpolltlk auf den vermehrten E insatz von Lohnsubventionen und das Angebot von 
wsatzllchen Beschaftlgungsmogllchkelten In SOZialen Betrieben Insbesondere die 
=Ingllederungsbelhllfe hat sich In den vergangenen Monaten als eines der wIchtigsten 
"orderlnstrumente hinsichtlich der Beschaftlgung äJterer Arbeitnehmerinnen und 
�rbeitnehmer (50+) erwiesen Hohe und Dauer der zeitlich befristeten 
.ohnsubventlomerung werden JewelJs Individuell vereinbart Nahere Informationen zu 
lAaßnahmen Im Bereich der Beschaftlgung von alteren Arbeltskraften Sind Im Kapitel 2 

.anderspezlfische Empfehlung Nr 3 nachzulesen 

\lIcht zuletzt aufgrund des starken Zuzugs steigt die Arbeitslosigkeit bei Personen mit 
IAlgratlonshlntergrund uberdurchschmttllch Die Europalsche Kommission weist In Ihrer 
.anderspezlfischen Empfehlung Nr 3 auf das speZifische Problem von Jugendlichen mit 
"'igrationshintergrund hin Entsprechend dieser Empfehlung verfolgt die osterreichische 
A.rbeitsmarktpolitik drei verschieden Handlungsstränge, um Jugendliche im Ausblldungs
Jder Beschäftigungssystem zu halten 

!4 Prognose vom 1 6  Marz 201 5  

1 8  
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• Bereich Berufsausbildung (Lehre) betnebllche Lehrstellenförderung, 
Lehrstellenforderung des AMS, uberbetnebllche Lehrausbildung (UBA) und Pramle bel 
Ubernahme von UBA-Lehrllngen, Integrative Berufsausbildung ( IBA), 

• Vorbereitung von Jugendlichen auf eine Berufsausbildung und Ubergangsmanagement 
Berufsonentlerung, Jugendcoachlng, AusbildungsFIt, Produktionsschulen, 

• Aktive Arbeitsmarktpolilik fur Jugendliche 

Insbesondere Maßnahmen, die darauf abzielen, Jugendliche länger im Aus- bzw. 
Bildungssystem zu halten, und niederschwellige Angebote zur (Re-) Integration in den 
Arbeitsmarkt erweisen sich im Bereich der N EET-Jugendlichen (Not in Education, 
Employment or Training) als besonders effektiv, wie die NEET-Quote bei den 1 5- bis 
24-Jährigen zeigt, die im Zeitraum zwischen 2008 und 201 3 konstant bei etwa 
7% gehalten werden konnte, während sie E U -weit um zwei Prozentpunkte auf 
1 3% gestiegen ist. Weitere Informationen in diesem Kontext sind auch in Kapitel 2, 
Länderspezifische Empfehlung Nr. 3 zu finden. 

Abbildung 5 SaisonbereinIgte Jugendarbeitslosenquoten Im Internationalen Vergleich 
>!I 

!iO 

lO 
� == � � 
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OslerrelChwert Februar 201 5 Quelle SOZlaln'hnlStenum Stand Marz 20 1 5  

Der Insgesamt wachsenden Erwerbsbeteiligung von Frauen steht eine weiter steigende 
Tellzeltquote gegenuber (Siehe Kapitel 2 Landerspezlfische Empfehlung Nr  3) BetraChtet 
man die Struktur der Erwerbstaligkelt, zeigt sich ein geschlechtsspezIfisch geteilter 
Arbeitsmarkt Im Jahr 20 1 3  war die Mehrheit der unselbstandlg erwerbstaligen Frauen Im 
DIenstleistungssektor beschaftlgt, mit den hochsten Anteilen Im Handel ( 1 7,9%) und Im 
Gesundhelts- und SozIalwesen ( 1 6,8%)25 Daruber hinaus waren Frauen auch wesentlich 
hauflger als Manner (50% gegenuber rund 1 4%) In atYPischen Beschaftlgungsverhaltnlssen 
(freier Dienstvertrag, Lelh- bzw Zeltarbeltsverhaltnls genngfuglge Beschaftlgung unter 
1 2  Stunden/pro Woche, Befnstung) zu finden Die genngfuglgen Beschaftlgungsverhaltnlsse 
Sind uber al le Branchen gestreut, aber gut die Halfte konzentnert Sich auf die 
frauendominierten Branchen Handel, Tounsmus Gesundhelts- und SozIalwesen Zu den 

25 cf Stallstlk Austna 1 1  M3rz 2015, 
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spezifischen Maßnahmen und Programmen"" siehe auch den Abschnitt zur 
Uinderspezlfischen Empfehlung Nr 3 In Kapitel 2 Die Erwerbstatlgenquote bei Frauen In 
der Altersgruppe der 55- bis 59-Jahngen lag 201 3  bel 53 4%, bel den Mannern bei 71 6% 
Im Vergleich mit 2004 zeigt sich eine deutliche Verringerung der Differenz zwischen 
Mannern und Frauen Infolge der stetig steigenden Beschaftlgungsquoten der Frauen Die 
Erwerbstatlgenquote der Frauen erhohte Sich von 2004 auf 2 0 1 3  In der Altersgruppe der 
35- biS 44-Jahngen um 4 9  Prozentpunkte (2004 77, 1 %  und 201 3 82,0%), In der 
Altersgruppe der 45- biS 54-Jahngen waren es 1 0,3 Prozentpunkte (2004 70,7% und 201 3 
81 ,0%) und bel den 55 biS 59-Jahngen ISt ein Anstieg um 23,5 Prozentpunkte (2004 30,0% 
und 201 3  54,5%) zu verzeichnen" 

4,2, Forschung und Entwicklung 

In den vergangenen 1 5  biS 20 Jahren ISt die Forschungsquote Insgesamt stark angestiegen 
Der MItteieinsatz fur F&E wurde gemaß einer SChatzung von Statistik Austna auch Im Jahr 
2014 gegenuber dem Absolutwert von 201 3 um geschatz1e 2 7% gesteigert" 

Die Gesamtaus9aben fur Forschung und Entwicklung erreichten Im Jahr 2014 geschatzte 
9 32 Mrd Euro Der offentllche Sektor ISt mit rund 3,61  Mrd Euro (38 7%)29 ein Wichtiger 
FinanZier Heimische Unternehmen investieren rund 4, 1 5  Mrd Euro (44 5% der gesamten 
F&E-Ausgaben) In Forschung und expenmentelle Entwicklung Obwohl der 
Unternehmenssektor damit der quantitativ WIchtigste volkSWirtschaftliche Sektor fur die 
FinanZierung von Forschung und Entwicklung ISt ISt die angestrebte Relation von 70% pnvat 
und 30% offentllch noch nicht erreicht Beruckslchtlgt man aber auch den Anteil 
auslandlscher Unternehmen (zumeist Mutterkonzerne von osterreichischen 
Unternehmenstochtern) von rund 1 ,53 Mrd Euro ( 1 6.4%), so erhoht Sich der 
FInanzIerungsanteil des Unternehmenssektors auf 60,9% Entsprechend den 
letztverfugbaren Daten, konnte Österreich seine ForschungsbasIs Im Unternehmenssektor 
Im vergangenen Jahrzehnt auswelten30, wie der Anstieg der forschenden Unternehmen um 
74% (von 1 942 auf 3 384) belegt Ebenfalls kontinUierlich angestlegen Sind In diesem 
Zeitraum die F&E-Ausgaben des Unternehmenssektors (inkl Ausland) fur Forschung und 
Entwicklung von 3 5 Mrd Euro Im Jahr 2004 auf knapp 5 2 Mrd Euro 201 1 

,. Erg3nzend zu speZifischen Frauenförderungsmaßnahmen werden s3mthche Programme und 
Maßnahmen der aktiven Arbeltsmarktpohtlk vom Pnnzlp der Gleichstellung von M3nnern und Frauen 
\l,eleltet 

cf Statistik Austna, 1 1  M3rz 2015 (httpllWWoN statlstlk aVweb de/statlstlken/sozlaleslgender
statlstlkierwerbstaetlgkelV) 
28 cf Statistik Austna, Globalsch3tzung 2014, 24 Og 2014 
29 Davon Ist der Bund mit 3 06 Mrd Euro die bedeutendste FInanZIerungsquelle, die Bundesl3nder 
tragen rund 440 M,o Euro bei. sonstige öffentliche Elnnchtungen (Gemeinden, Kammern, 
Sozlalverslcherungstr3ger) finanZieren Forschung In Höhe von 1 1 0 M,o Euro (cf Statistik Austna 
7 5 2014) 
30 Daten beZiehen Sich auf das Jahr 201 1 201 5 ISt die Aktuahslerung auf BaSIS der Daten der F&E
Erhebung 2013 geplant 
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Abbildung 6: Die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung 
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Im Zuge der Steuerreform 201 511 6  wird zudem die Forschungspramie fur innovative 
Unternehmen von 1 0% auf 1 2% erhöht Weiters Ist vorgesehen ein FInanzIerungspaket für 
KMUs zu erstellen, die Möglichkeiten fur Schwarmfinanzierungen (crowdfunding) zu schaffen 
sowie die steuerfreie Mitarbeiterkapitalbeteiligung von 1 460 Euro pro Jahr auf 3 000 Euro 
pro Jahr zu erhöhen Eine steuerliche Zuzugsbegünstigung fur auslandische Forschennnen 
und Forscher und Wissenschaftlennnen und Wissenschaftler soll zudem zusätzliche Anreize 
für SpItzenkräfte In diesem Bereich schaffen. 

I nsgesamt betrachtet, lässt sich ein poSItiver Trend erkennen und die Richtung, die durch die 
FTI-Strategle vorgegeben wurde stimmt 

Exkurs: Maßnahmen zur Vollendung des Europäischen Forschungsraums 

Österreich bekennt sich weiterhin zur Zielsetzung der Schaffung eines Raums der Forschung 
und I nnovatlon In der Umsetzung der österreichischen FTI-Strategle wird die Verwirklichung 
des Europäischen Forschungsraums vielfach berückSIchtigt Zur Umsetzung der Ziele Im 
Rahmen der geplanten "ERA Roadmap" werden 20 1 5  die folgenden Maßnahmen gesetzt. 

a .  Effektivere nationale Forschungssysteme 
In Übereinstimmung mit der ERA Roadmap 201 5  setzt Österreich eine Maßnahme zur 
besseren Evaluierung nationaler FTI-Pohtlken. Eine vergtelchende Studie zwischen 
Österreich, Schweden und Dänemark wird Empfehlungen erarbeiten, wie man die 
Instrumente des Europäischen Forschungsraums bestmöglich für die nationalen Ziele der 
FTI -Strategle (" I nnovation leader") nutzen kann . 

b. Grand Challenges I Forschungsinfrastrukturen 
• Ausgehend vom starken Engagement im Joint Programming Prozess, das weiter vertieft 

werden soll, wird sich Österreich verstärkt dem .Alignment" der nationalen Strategien, 
Programme und sonstigen Fördermaßnahmen für Forschung und Innovation im Kontext 
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der gesellschaftl ichen Herausforderungen Im Europalschen Forschungsraum widmen 
Dazu gehoren neben der strategischen transnationalen Zusammenarbeit auch 
Anstrengungen zur besseren Kompatlbilitat der nationalen 
Forschungsforderungssysteme und Prozeduren In Europa 

• Österreich Ist derzeit an zehn ESFRI Initiativen sowie acht weiteren 
ForschungsInfrastrukturen von pan-europalschem Interesse beteiligt 

c Ein offener Arbeitsmarkt fur Forschennnen und Forscher 
• Die Internationale bzw EU-weite Ausschreibung von wissenschaftlichen Stellen an 

Unlversltaten Ist In Österreich gesetzlich vorgeschneben Als Plattform fur offene, 
transparente und leistungsbezogene Rekrutlerung von Forschenden wird die 
europawelte Jobdatenbank der Europalschen KommiSSion EURAXESS Jobs weiterhin 
empfohlen und beworben 

• Die Verpfllchtungserklarung fur das EURAXESS Netzwerk haben derzeit Insgesamt 
24 osterreichische Organisationen unterschneben Im Sinne einer WIllkommenskultur 
wird die weitere Erhöhung dieser Zahl angestrebt 

• Die Umsetzung einer qualifiZierten DoktoratsausbIldung erfolgt In Österreich durch 
autonome Unlversltaten Die Umsetzung der .Pnnclples for Innovative Doctoral Training· 
wird empfohlen 

• Die Implementierung der Pnnzlplen von Charter & Code an osterreichischen 
Unlversltaten wird Tell der Leistungsvereinbarungen 2016-201 8  mit den Unlversltaten 
Es haben bereits 35 osterreichische OrganisatIOnen Charter & Code unterschneben 

d Beruckslchtlgung des Gleichstellungsaspekts In der Forschung 
Es wird auf ein ausgeglichenes Geschlechterverhaltnls In FührungspoSItIonen und 
Entscheidungsgremien bei der Entlohnung (Gender Pay Gap) sowie beim 
wissenschaftlichen Nachwuchs abgezielt Die UG Noveilierung 201 5 verpflichtet unlversltare 
Gremien zu einer 50% Frauenquote zur Erstellung von Frauenforderungs- sowie 
Gleichstellungsplanen, Insbesondere Im Bereich VereInbarkelt An den Unlversltaten werden 
daruber hinaus uber die Leistungsvereinbarungen 201 6-201 8  strategische 
GleichstellungszIele vorgegeben Eine wertvolle handlungsonentlerte Grundlage fur die 
Verwirklichung des ERA GleichstellungszIels stellt die 2014 erstellte Studie zum Thema 
Kulturwandel In Österreichs Wlssenschafts- und Forschungslandschaft 2025 dar Eine 
Maßnahme zur Forderung eines Kulturwandels wird durch den Dlverslty Award umgesetzt, 
der eine Auszeichnung an Hochschul- und Forschungselnnchtungen ISt, die 
Dlversltatsmanagement In Ihren Organisationsstrukturen und Arbeitsprozessen umgesetzt 
haben und bereits leben 

e Optimaler Austausch von Zugang und Transfer von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen 

• Im Zuge des Programms .Wlssenstransferzentren und IPR-Verwertung" starteten am 
1 August 2014 drei regionale WIssenstransferzentren und ein thematisches 
WIssenstransferzentrum ( 1 1 ,25 Mlo Euro Fordervolumen biS 201 8) 
16 KooperatIonsprojekte der regionalen Zentren wurden von einer Internationalen Jury 
zur Forderung empfohlen und werden aktuell umgesetzt Im Fruhjahr 201 5  wird es eine 
weitere JurysItzung fur PrOjekte aus den regionalen WIssenstransferzentren geben 

• Das Netzwerk Open Access Netzwerk Austna (OANA) wurde inS Leben gerufen Im 
Rahmen mehrerer Arbeitsgruppen wurde mit der EntWICklung einer Strategie fur 
Österreich begonnen Die Strategieentwicklung wird 201 5  fortgesetzt Weiters wird die 
osterreichweite Plattform fur ein Netzwerk an institutionellen Reposltonen vorbereitet Es 
eXistieren bereits 5 Reposltonen die zum Tell International genutzt wurden 

f Internationale Kooperation 
• Die Im Rahmen der FTI-Strategle erstellte InternationalIsIerungsstrategie .Beyond 

Europe· wird schnttwelse und nach Maßgabe der budgetaren Mogllchkelten umgesetzt 
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4.3. Kl imasch utz und Energie 

Die österreichischen Ziele im Rahmen des 2020 Klima- und Energiepakets der Europäischen 
Union beinhalten eine Reduktion der TreibhausgasemissIonen sowie eine Erhöhung des 
Anteils Erneuerbarer Energie und der Steigerung der Energieeffizienz. 

Verpflichtung Im Bereich Treibhausgase. 
EU Emissionshandeissektor (Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 
über 20 MW und Anlagen für bestimmte Herstellungsprozesse). Reduktion von 2 1 %  
gegenüber 2005 gesamteuropäisch 
EU Nicht-Emlsslonshandelssektor (restl iche TreibhausgasemissIOnen). Reduktion 
von 1 0% gegenuber 2005 gesamteuropäisch und fur Österreich eine Reduktion von 
1 6% ("Effort-Sharing") 

Verpflichtungen Im 8ereich des Energieverbrauchs 
Erneuerbare Energieträger Erhöhung des Anteils Olm 8ruttoendenergieverbrauch auf 
34% 
8ezugnehmend auf eine Steigerung der Energieeffizienz Ist Im 
Energieeffizienzgesetz (EEffG) des Bundes vorgesehen' 

• bis zum Ende des Verpflichtungszeitraums 2020 die Erreichung eines 
kumulativen Endenergieeffizienzziels IHv 3 1 0  PJ ( 1 59 PJ kumulativ über die 
Lieferantenverpfhchtung: 1 51 PJ kumulativ über sogenannte strategische 
Energieeffizienzmaßnahmen wie z 8 die Mlneralolsteuer, die thermische 
Sanierung etc. 

• Erreichung eines Endenergleeffizienznchtwertes fur das Jahr 2020 iHv 1 050 PJ 

AlS Hauptverursacher für den Khmawandel gelten die Emissionen, welche durch den Einsatz 
fossiler Energien (Erdöl, Erdgas, 8raun -und Steinkohle) für Mobil ität, I ndustne und 
Raumwärme freigesetzt werden Knapp 75% der Treibhausgasemissionen sind laut 
Umweltbundesamt" Im Jahr 201 2  auf den Einsatz von Energie zurückzufuhren. I n diesem 
Zusammenhang trägt die Steigerung der Energieeffizienz, wie auch in der Europa-2020 
Strategie vorgesehen, direkt zu einer Reduktion der Emissionen bel 

Der energetische Endverbrauch stabiliSierte sich In den Jahren 2005 biS 201 3  auf einem 
Niveau von rund 1 1 00 PJ (der vorläufi�e Wert für 201 3 beträgt 1 1 1 9 PJ), während das 
reale 81P seit 2005 um 1 1 , 1 %  anstieg' Damit l iegt der energetische Endverbrauch seit 
2005 etwas über dem Im Bundes-Energieeffizienzgesetz (8G81 I Nr. 72/2014) für 2020 
angestrebten Wert von 1 050 PJ, die angesteuerte Entkoppelung des Energieverbrauchs von 
der WIrtschaftsleistung konnte aber vollzogen werden 

Die Struktur der energetisch bedingten Treibhausgase hat Sich in den letzten Jahren deutlich 
verandert Der Verkehrssektor verbucht starke Anteilszuwächse und ISt damit derzeit fur 
mehr als em Dnttel der EmiSSionen verantworthch, während der Sektor 
Klelnverbraucher/Raumwarme infolge von besserer thermischer Quatität der Gebaude und 
Zunahme der Fernwärmeversorgung und Erneuerbarer Energletnlger markante 
Anteilsrückgänge aufweist Die Anteile des Industriesektors und der Energieversorger haben 
Sich hingegen moderat verandert 

Der Verkehr ist einer der bedeutendsten Verbraucher fOSSiler Energie An diesem Punkt 
setzte daher die 81okraftstoffverordnung 201 2  an und legte gemäß der 810kraftstoffrichthnie 
2003/30/EG eine Substitutionsverpflichtung von fOSSilen Kraftstoffen durch 81okraftstoffe fest. 

" Umweltbundesamt, Austria's annuat greenhouse gas inventory 1 990-1 992. SubmiSSion und er 
Regutation 525/201 3/EC, Wien 2014, 
http IIwww umweltbundesamt aVflleadmon/site/pubtikationen/REP0452 pdf 
37 cf Statistik Austna, Wie geht's österreich? Indikatoren und Analysen 2014, Wien 2014 
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In Österreich konnten Im Jahr 201 2 bereits 5,7% (20 PJ) des energetischen 
Endenergieverbrauchs des Verkehrssektors durch biogene Brenn- und Treibstoffe (vorrangig 
Biodiesel oder Bioethanol) gedeckt werden" 

Im Hinblick auf das Ziel zur Reduktion der Treibhausgasemissionen Ist seit 2005 eine 
kontinuierliche Verringerung der Treibhausgasemissionen im Nicht-Emissionshandel 
feststellbar. Im Durchschnitt verringerten sich die Emissionen im Zeitraum 2005 bis 20 1 3  um 
1 ,54% pro Jahr"'. Wenn es gelingt, diese Reduktionsrate beizubehalten, kann das Ziel für 
2020 übererfüllt werden. 

Die Verringerung der Emissionen wird u.a .  durch den verstilrkten Einsatz erneuerbarer 
Energieträger bewirkt. Der Anteil der anrechenbaren erneuerbaren Energietrilger (inklusive 
der Erneuerbaren aus Elektnzltäts- und Fernwärmeerzeugung) am 
Bruttoendenergieverbrauch erhöhte sich von 23,9% im Jahr 2005 auf rund 32,5% im Jahr 
2013 Die Entwicklung der letzten Jahre liegt deutlich über dem linearen Zielpfad für das 
nationale 34%-Ziel im Jahr 2020 Bel einer Fortsetzung dieser Wachstumsrate bis 2020 kann 
das Ziel sogar übererfullt werden'5 Der E insatz von Energie aus erneuerbaren Quellen 
nahm In den Jahren zwischen 2005 und 201 3 um rund 34% zu, während der 
Bruttoendenergieverbrauch In etwa konstant blieb Den größten Anteil an den 
anrechenbaren erneuerbaren Energien nimmt 2013 die Erzeugung von Strom aus 
Wasserkraft (37%) ein. An zweiter Stelle steht feste Biomasse mit einem Anteil von 32,5%'" 

4.4. Bildung 

Im Oktober 2010 wurde als nationales Ziel festgelegt, dass Im Jahr 2020 in Österreich 
38% der Altersgruppe der 30- bis 34-Jahrigen über ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
bzw einen gleichwertigen Abschluss verfugen sollen Bezughch der frühzeitigen Schul- und 
Ausbildungsabbrecherinnen wurde festgelegt, dass die Quote weniger als 9,5% betragen 
soll. Diese beiden Zielwerte wurden bereits erreicht 

E inschließlich der Absolventinnen und Absolventen von Berufsbildenden Höheren Schulen 
(ISCED 5''') erreichte die Quote der Tertiären Bildungsabschlüsse 2014 40,0%. Wenn man 
sich die Entwicklung der letzten 1 0  Jahre genauer ansieht wird erkennbar, dass die 
Zunahme der tertiären Bildungsabschlüsse hauptsächlich auf die Zunahme der Abschlüsse 
Im Hochschulbereich (ISCED 6 biS 8) zuruckzuführen ist Diese dynamische Entwicklung 
dürfte In erster Linie eine Konsequenz der Umsetzung des Bologna-Prozesses sein, da 
durch die Einführung des dreigliedngen Systems Bachelor - Master - PhD - bereits Im 
Bachelorsegment ein höherer Output gegeben ist. Außerdem wurde seit 1 994 das 
BIldungsangebot auf der Tertiarstufe mit der Errichtung von Fachhochschulen weiter 
ausgebaut. Im Wintersemester 2 0 1 4  stieg die Zahl der ordentlichen Studierenden im 
Vergleich zum Vorjahr um 1 ,6% auf nunmehr 277 .678 an und erreicht damit einen 
Hochststand. Die Zahl der Studierenden an Fachhochschulen stieg von 43.593 im Jahr 201 3  
auf 45 660'8 im Jahr 2014 um rund 4,5% an'" 

Ja Zum Vergleich: Im Jahr 1995 betrug der Anteil der biogenen Kraftstoffe nur 0,1  %. 
,. Statistik Austria, Wie geht's Österreich? Indikatoren und Analysen 201 4, W,en 2014 
35 cf Janger, J (et.al.), 201 5, Monotonng of Austria's Efforts Wlth,n the Europe 2020 Strategy. Update 
2014-2015, Wien, WIFO 
'" cf TU Wien Im Auftrag des BMLFUW, Erneuerbare Energien in Zahlen D,e Entwicklung 
erneuerbarer Energie im Jahr 201 3  
J7 ISCED 201 1 : International Standard ClassificaliOn of Education (UNESCO); Hochschulbere,ch 
ISCED 6 (BA),7 (MA und Dlplomstud,en) und 8 (PhD und Dr ) 
3B BMWFW. unidata. FH-Daten Stand 1 5  1 1  2014 
39 cf. Statistik Austria, Bildung im Uberblick, 1 6. Dezember 2014 
http IIwww stat,st,k aVweb de/staliSt,ken/b,ldung und kultur/formales b,ldungswesen/b,ldung ,m ueb 
erbl,ck/lndex html 
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Zentrales Ziel der Europa 2020-Strategie ist die langfristige Senkung des Anteils von frühen 
Schulabgängerinnen und Schulabgängern. Entsprechend der zugrundeliegenden Definition 
sind hier Personen zwischen 1 8  und 24 Jahren erfasst, die maximal über einen Abschluss 
der unteren Sekundarstufe (ISCED 2) verfügen und an keiner Aus- oder Weiterbildung 
teilnehmen 201 3  betrug der Anteil der frühen Schulabgängerinnen und Schulabgänger 
7 ,3%. Damit hat Österreich das nationale Ziel bereits unterschritten. Aufgrund der 
Komplexität der Ursachen für Schulabbruch wird auf unterschiedlichen Systemebenen 
angesetzt Zum Beispiel im Bereich der Prävention haben sich u.a. die Bereiche Information 
und Beratung für Bildung und Beruf, Individualisierung von Lehr- und Lernsettings, 
Leseförderung und Professionalisierung von Lehrerinnen und Lehrern (z.B. im Umgang mit 
kultureller Vielfalt und Mehrsprachigkeit) als erfolgreiche Handlungsfelder im Kampf gegen 
frühzeitigen Schulabbruch erwiesen. In diesem Kontex1 kann auch auf die I nitiativen zur 
sprachlichen Förderung von Kindern mit anderer Erstsprache als Deutsch verwiesen werden .  

Abbildung 9 :  Frühe Schul- und Ausbildungsabgängerinnen 2000 bis 2020 
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Eine besondere Herausforderung ist die Verbesserung der Bildungserfolge von Personen 
mit Migrationshintergrund aber auch von bildungsfernen Bevölkerungsgruppen. Der Erwerb 
von Bildung ISt ein zentraler Aspekt, der auf den gesamten Erwerbs- und Einkommensverlauf 
einwirkt und auch im Kontex1 mit dem Sozialziel der Europa-2020 Ziele eine bedeutende 
Rolle einnimmt. Mit dem weiteren Ausbau von ganztagigen Schulformen, der Neuen 
Mittelschule und der Fortführung der Initiative Erwachsenenbildung soll gezielt 
gegengesteuert werden. 

4_5. Armut und soziale Ausgrenzung 

Die Bekämpfung von Armut, sozialer Ausgrenzung und der sozialen Folgen der Krise sind 
ein besonderes Anliegen der österreichische Bundesregierung. Im Rahmen der Europa 
2020-Strategie hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, die Zahl der von Armut und 
Ausgrenzung gefährdeten Personen Innerhalb von 1 0  Jahren um 235.000 Menschen zu 
reduzieren40 

40 Gemaß EU-Definition gelten Personen als armuts- oder ausgrenzungsgefahrdet, wenn mindestens 
eines der drei Kriterien zutrifft: ( 1 )  das Haushaltseinkommen liegt unter einer 
Armutsgefahrdungsschwelle von 60% des nationalen aqu ivalislerten Medianeinkommens; (2) 
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Laut EU-SILC 201 3  sind In Österreich 1 ,572 000 Personen von Armut und sozialer 
Ausgrenzung bedroht, das entspricht 1 8,8% der Bevölkerung. 1 4 ,4% oder Insgesamt 
1 ,203 000 Personen waren Im Jahr 201 3  armutsgefahrdet, d.h das verfugbare 
Haushaltseinkommen fur einen EInpersonenhaushalt betrug 1 1 04 Euro pro Monat ( 1 2-mal 
Im Jahr) Auf 4,2% bzw 355.000 Personen der Gesamtbevölkerung traf 201 3 das Kriterium 
der erheblichen materiellen Deprivation" zu 7,7% oder - In absoluten Zahlen ausgedruckt -
496 000 Personen (unter 60 Jahren) lebten In Haushalten mit keiner oder sehr niedriger 
Erwerbslntensitat42 

Insgesamt waren 201 3 3 1 3 000 ( 1 8%) Kinder oder Jugendliche unter 20 Jahren von Armut 
oder Ausgrenzungsgefährdung betroffen Frauen sind mit einer Quote von 1 5% (497 000) 
häufiger betroffen als Männer ( 1 2% bzw 393 000)43 

I nsgesamt betrachtet ist In Österreich - entgegen dem EU-Trend- eine sinkende Tendenz zu 
beobachten Im Vergleich der Daten von EU-SILC 2008 mit 201 3 ist die Zahl der armuts
oder ausgrenzungsgefährdeten Personen um 1 27 000 gesunken. Damit hat sich die Quote 
von 20,6% auf 1 8,8% reduzlert44 

Damit der Kurs auf dem Zielpfad gehalten werden kann, dürfen die vorhandenen RIsiken -
etwa die nachlassende Arbeitsmarktdynamik - nicht Ignoriert werden. Armutsbekämpfung I n  
Österreich setzt aufgrund der zahlreichen WechselwIrkungen bei mehreren RIsIkofaktoren 
an Durch die Zurverfügungstellung eines hochwertigen Angebots für KInderbetreuung und 
Pflege wird insbesondere die Ausgrenzungsgefährdung von EIn-Elternhaushalten 
(41 % Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung gegenüber knapp 1 9% Im Durchschnitt) 
adreSSiert. Die Risikofaktoren geringe Bildung (26% bel maximal Pfhchtschulabschluss) 
sowie Migratlonshinlergrund (40% fur Personen mit Nicht-EU bzw EFTA
Staatsburgerschaft) werden beispielhaft durch die Möghchkelt des kostenlosen Nachholens 
von Pfhchtschulabschlussen oder der Intensiven Betreuung und Beratung von Jugendlichen 
an der Schnittstelle von Schule zu Beruf In Angriff genommen. Detaillierte Informationen zu 
den Maßnahmen Sind In den Kapiteln 3 und 4 sowie im Annex 1 ,  Tabelle 1 und 2 
nachzulesen Die Maßnahmen zur Entlastung von Klelnstverdienenden sind In Kapitel 3 
dargestellt 

erhebliche matenelle Depnvation, (3) Leben In Haushalten mit keiner oder sehr medngen 
Erwerbslntensltat 
.\ Erhebliche matenelle Depnvatlon liegt dann vor, wenn mindestens 4 von 9 - auf EU-Ebene 
festgelegte - Knterlen zutreffen Im Haushalt bestehen ( 1 )  Zahlungsrückstande bei Miete, 
Betriebskosten oder Krediten, fur den Haushalt Ist es finanziell mcht möglich (2) unerwartete 
Ausgaben zu tat,gen, (3) einmal Im Jahr auf Urlaub zu fahren (4) die Wohnung angemessen warm zu 
halten, (5) Jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder eine vergleichbare vegetansche Speise zu essen, für 
den Haushalt Ist es nicht leistbar (6) ein PKW, (7) eine Waschmaschine, (8) ein Farbfernsehgerat, (9) 
weder Telefon noch Handy 
., Als Haushalte mit keiner oder ehr niedriger ErwerbsIntenSItat werden jene bezeichnet, In denen die 
ErwerbsIntenSItat der Haushaltsmltgheder Im Erwerbsalter ( 18-59 Jahre, ausgenommen Studierende) 
wemger als 20% des gesamten ErwerbspotenzIals betragt Dieser Indikator Wird nur fur Personen 
unter 60 Jahren ausgewiesen 
43 cf Statistik Austrla, EU-SILC 201 3, erstellt am 22 1 0 2014 
•• 2012 wurde eine Methodenumstellung durchgeführt und es werden Verwaltungsdaten fur die 
Berechnung von Haushaltseinkommen verwendet. Statistik Austrla hat durch Rückrechnung von EU
SILC 2008 bis 201 1  mit Verwaltungsdaten eine neue Zeltreihe erstellt, sodass Momtonng des Europa-
2020 Sozialziels trotz dieser Umstellung gewahrleistet Ist 
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Abbildung 1 0: Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung in Österreich 2008 bis 2020 
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5. Zusätz l ic he Maßnahmen: ESI-Fonds - Kohärenz zwischen den 

Finanzierun gsprioritäten 2 0 1 4  bis 2020 und den auf nationaler E bene 

gesetzten Europa -2020-Zielen 

Die inhaltliche Ausrichtung der osterreichischen ESI-Fondsprogramme orientiert sich an den 
Zielvorstellungen der EU-Kohäslonspolitlk (wirtschaftl iche. soziale und territoriale Kohäsion). 
der Gemeinsamen Agrarpolitik und den Zielsetzungen der EU-2020-Strategle Im Rahmen 
des intelligenten. nachhaltigen und Integrativen Wachstums Die Programme leisten einen 
Beitrag zu den In den Kapiteln 4 1 bis 4 .5 thematisierten nationalen EU-2020-Zlelen mit den 
Im Folgenden genannten Schwerpunktsetzungen 
Das österreichweite EFRE-Reglonalprogramm ( Investition In Wachstum und Beschäftigung 
2014 bis 2020) fokussiert auf folgenden thematischen PrIoritaten 

( 1 )  Stärkung von Forschung, technologischer Entwicklung und Innovation 

Unterstützung des Weges Österreichs zum .Innovation Leader" im Zuge intelligenter 
Spezial isierung und der Verbreiterung der betrieblichen InnovatIonsbasis 

(2) Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von KM U Abslcherung und Ausbau einer 
wettbewerbsfahigen Produktionswirtschaft und spezialisierter Dienstleistungen In 
Innovativen (Nlschen-)Angeboten 

(3) Übergang in ein CO2-annes Wirtschaften gestalten Steigerung der 
EnergieeffizIenz und Anwendung erneuerbarer Energien In Unternehmen sowie 
Ausbau von F&E- und Innovations-Aktivitäten 

(4) Stärkung der integrierten (städtischen) Entwicklung und neuer Formen von 
Kooperationen in funktionalen Räumen 

Österreich wird auch künftig am Ziel .Europälsche Terntorlale Zusammenarbeit 201 4·2020" 
partizipieren (ETZIEFRE) Sowohl die grenzüberschreitende. als auch transnationale 
Zusammenarbeit sowie die Beteiligung an den Netzwerkprogrammen WIrd fortgesetzt 

Das ESF-Programm (Beschaftlgung Österreich 201 4-2020) setzt die Schwerpunkte auf 
folgende thematische Prlorltaten 

( 1 )  Förderung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung vorwiegend durch 
Maßnahmen. die auf den Zugang zu Beschaftlgung fur Arbeitssuchende und 
NIchterwerbstätige. die Gleichstellung von Frauen und Mannern sowie auf die 
Vereinbarkelt von Berufs- und Privatleben als auch auf aktives und gesundes Altern 
abzielen Zusätzlich wird die Anpassung der Arbeitskräfte. der Unternehmen und de 
Unternehmerinnen an den Wandel unterstützt 

(2) Förderung der sozialen Eingliederung und Armutsbekämpfung unter 
besonderer Berücksichtigung der Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit 

(3) Investition in Bildung, Kompetenzen und lebenslanges Lernen durch die 
Verringerung der Zahl der Schulabbrecherinnen und der Förderung des gleichen 
Zugangs zu hochwertiger Früherziehung sowie Grund- und Sekundarblldung 
Gefördert wird ebenfalls der Zugang zum lebenslangen Lernen als auch die 
Steigerung des Wissens sowie der Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskräfte 

Das österreichische ELER-Programm 2014-2020 wird vor allem Beiträge zur Erreichung des 
EmissionsreduktionszIels. zur Erhohung des Anteils erneuerbarer Energien und zur 
Steigerung der Beschaftlgungsquote leisten 
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• 

6. Institutionelle Aspekte 

Das Nationale Reformprogramm 2014 wurde 8 April vom Ministerrat verabschiedet und dem 
Osterreichischen Parlament am 23 April 2 0 1 4  als Bericht der Bundesregierung zur 
geschaftsmaßlgen Behandlung vorgelegt Der Budgetausschuss hat das Nationale 
Reformprogramm In offenthche Sitzung In Verhandlung genommen und mit 
Stimmenmehrheit zur Kenntnis genommen 

Die Lander und Gemeinden tragen In Ihren Zustandlgkeltsberelchen zur Erreichung der 
nallonalen Europa-2020 Ziele und zur Umsetzung der Landerspezlflschen Empfehlungen 
bel Dort wo Kooperallonsmoghchkelten ZWischen Bund und Landern eXlslieren, wurden 
Vereinbarungen Im Wege des Artikel I Sa B-VG getroffen Diese Vereinbarungen binden 
sowohl den Bund als auch die Bundeslander Der Innerosterrelchlsche Stablhtatspakt (OStP 
2012)  regelt daruber hinaus die Innerstaatliche Haushaltskoordlnlerung, die mittelfristige 
Orientierung der Haushalte und die Auftellung von DefizItquoten und Sankllonslasten 
Maßnahmen die ausschheßhch In den Veranlwortungsberelch der Lander fallen, konnen 
beispielhaft In Annex 2 Tabelle 2 nachgelesen werden 

Der Europaausschuss des Vorarlberger Landtages diskullerte Im Dezember 2014 mit einem 
Vertreter der Europalschen Kommission die Landerspezlfischen Empfehlungen an 
Osterreich Dabei wurde unter anderem betont, dass auch die Lander angesprochen sind, da 
einige der Pohtlkberelche In deren unmittelbarem Kompetenzbereich hegen Die spezifischen 
Maßnahmen der Lander zur Umsetzung der Landerspezlfischen Empfehlungen sind In 
Annex, Tabelle 1 zusammengefasst Die DokumentalIon erhebt nicht den Anspruch auf 
Vollstandlgkelt aber sie ertaubt einen Elnbhck In die UmsetzungSfortschrItte auf 
Landesebene 

Die Osterreichische Bundesregierung ISt bemuht die Europa-2020 Strategie In enger 
EInbindung der Lander Regionen und Gemeinden sowie der Sozialpartner und aller 
relevanten InteressensvertreterInnen und Interessensvertreter umzusetzen Der 
gemeinsame Beitrag der Sozialpartner zum Nallonalen Reformprogramm findet sich In 
Annex 2 Tabelle 2 

Die EInbindung der ZIvIlgesellschaft In den Europa 2020-Prozess findet In Osterreich Im 
Veranlwortungsberelch der Jewelhgen Ressorts statt Gemaß den osterreichischen 
Standards der Offenthchkeltsbetelhgung ISt man bemuht, Betelhgungsprozesse moghchst 
fruhzeilig anzusetzen, um den bestehenden GestaltungsspIelraum entsprechend zu nutzen 
Hinsichtlich der Maßnahmen Im Bereich der Armutsbekampfung wird auf die 
.Osterrelchlsche Plattform zur Begleitung der Umsetzung des nallonalen Europa 2020-Zlels 
zur Bekampfung von Armut und sozialer Ausgrenzung" verwiesen In Ihr sind alle 
maßgebhchen Akteurlnnen und Akteure eingebunden Die Plattform trifft sich mindestens 
zwei Mal pro Jahr und garantiert somit einen dauerhaften Dialog ZWischen den Akteurlnnen 
und Akteuren 
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